
 

 

 

 

 

Auf einen Blick 

Die vorliegende Analyse bietet detaillierte Erkenntnisse einer repräsentativen Bevölke-

rungsumfrage zum Zusammenhang zwischen Arbeit, sozialer Lebenslage, Digitalisie-

rungserfahrungen, Einstellungen zum sozial-ökologischen Wandel und anti-demokrati-

schen Einstellungen. Die Ergebnisse zeigen, dass die Integration in den Arbeitsmarkt und 

gute, sichere Arbeitsbedingungen vor anti-demokratischen Einstellungen schützen. Eine 

weitere Erkenntnis: Die konkrete politische Gestaltung von Digitalisierung in der Arbeitswelt 

und der sozial-ökologischen Transformation hat eine hohe Bedeutung für die demokrati-

sche Integration der Bürger:innen – und damit für die Stabilität der Demokratie. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

© 2022 by Hans-Böckler-Stiftung 

Georg-Glock-Straße 18, 40474 Düsseldorf 

www.boeckler.de 

 
 

 

„Wie Arbeit, Transformation und soziale Lebenslagen mit anti-demokratischen 

Einstellungen zusammenhängen“ von Andreas Hövermann, Bettina Kohlrausch 

und Dorothea Voss ist lizenziert unter 

 

Creative Commons Attribution 4.0 (BY). 

 

Diese Lizenz erlaubt unter Voraussetzung der Namensnennung des Urhebers 

die Bearbeitung, Vervielfältigung und Verbreitung des Materials in jedem For-

mat oder Medium für beliebige Zwecke, auch kommerziell. 

(Lizenztext: https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/de/legalcode) 

 

Die Bedingungen der Creative-Commons-Lizenz gelten nur für Originalmaterial. 

Die Wiederverwendung von Material aus anderen Quellen (gekennzeichnet mit 

Quellenangabe) wie z. B. von Schaubildern, Abbildungen, Fotos und Textaus- 

zügen erfordert ggf. weitere Nutzungsgenehmigungen durch den jeweiligen 

Rechteinhaber. 

 

 

ISSN 2509-2359 

http://www.boeckler.de/
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/de/legalcode


HÖVERMANN, KOHLRAUSCH, VOSS: ANTI-DEMOKRATISCHE EINSTELLUNGEN | 3 

Inhalt 
 

Zusammenfassung ................................................................................. 4 

1. Einleitung ........................................................................................... 9 

2. Datensatzbeschreibung .................................................................... 12 

3. Anti-demokratische Einstellungen .................................................... 15 

3.1 Verbreitung ................................................................................ 16 

3.1.1 Rechtspopulistische Einstellungen ..................................... 16 

3.1.2 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit .......................... 18 

3.1.3 Anti-demokratische Einstellungen ...................................... 22 

3.2 Soziale Lebenslagen .................................................................. 25 

3.2.1 Soziodemographische Differenzen ..................................... 25 

3.2.2 Weitere Schicht- und Lebenslagenindikatoren .................... 28 

3.2.3 Regionale Indikatoren......................................................... 30 

3.2.4 Soziale Unterstützung ........................................................ 33 

3.3 Arbeit und Erwerbstätigkeit ........................................................ 34 

3.3.1 Berufsgruppen, Erwerbsbedingungen und Branchen ......... 35 

3.3.2 Erwerbsklassen, Arbeitslogiken und Berufsprestige ........... 41 

3.3.3 Gewerkschaftsmitgliedschaft .............................................. 45 

3.4 Transformation ........................................................................... 49 

3.4.1 Digitalisierung ..................................................................... 49 

3.4.2 Sozial-ökologischer Wandel ............................................... 59 

4. Diskussion und Fazit ........................................................................ 70 

Literatur ................................................................................................ 74 

Autor und Autorinnen ........................................................................... 78 

 



HÖVERMANN, KOHLRAUSCH, VOSS: ANTI-DEMOKRATISCHE EINSTELLUNGEN | 4 

Zusammenfassung 
 

Welche Erfahrungen machen Bürger:innen in oder außerhalb der Arbeits-

welt, wie nehmen sie Veränderungen wie die Digitalisierung oder den so-

zial-ökologischen Wandel wahr, wie unterscheiden sich soziale Lebens-

lagen und: wie hängen diese Ausprägungen mit rechtspopulistischen und 

menschenfeindlichen Einstellungen zusammen? Auf der Basis einer re-

präsentativen Bevölkerungsumfrage präsentieren wir in diesem Papier 

Datenanalysen zu diesen Themenbereichen. Damit legen wir aufbauend 

auf einem bereits erschienen HBS-Policy Brief (Hövermann/Kohlrausch/ 

Voss 2021), in dem wir die Ergebnisse prägnant und eher knapp aufbe-

reitet haben, nun detailliertere Informationen vor. 

Zunächst zeigen wir Verbreitungsmuster anti-demokratischer Ein-

stellungen. Als anti-demokratisch bezeichnen wir eng verknüpfte rechts-

populistische und menschenfeindliche Einstellungen, also kritische bis 

ablehnende Einstellungen gegenüber grundlegenden demokratischen 

Prinzipien wie der Gleichwertigkeit aller Bevölkerungsgruppen. 

Sie sind bis weit in die Mitte der Gesellschaft verbreitet: Unter allen 

Befragten teilen 14 Prozent ein hohes Ausmaß und 41 Prozent ein mittle-

res Ausmaß anti-demokratische Einstellungen. Etwas weniger als die 

Hälfte der Befragten zeigen ein niedriges Ausmaß anti-demokratischer 

Einstellungen. Dabei zeigen sich Unterschiede nach Einbindung in Er-

werbsarbeit: Der Anteil der Erwerbstätigen, die ein hohes Ausmaß anti-

demokratischer Einstellungen äußern, ist nur halb so groß wie der Anteil 

der Nicht-Erwerbstätigen. 

Anschließend betrachten wir anti-demokratische Einstellungen aus der 

Perspektive unterschiedlicher sozialer Lebenslagen, indem soziodemo-

graphische, schichtbezogene und regionale Unterschiede analysiert wer-

den. So stimmen Jüngere, Personen mit höheren Schulabschlüssen so-

wie mit höheren Einkommen in geringerem Ausmaß anti-demokratischen 

Einstellungen zu. Zwischen Männern und Frauen zeigen sich nur geringe 

Einstellungsunterschiede. 

Wer sich subjektiv einer niedrigen Schicht zuordnet, sich gegenüber 

seiner Elterngeneration als abgestiegen bezeichnet oder von erlebter Ab-

stiegsangst berichtet, äußert häufiger anti-demokratische Einstellungen. 

Auch Unzufriedenheit und Mängel mit Blick auf Mobilität, Wohn- und Le-

benszufriedenheit und Gesundheit hängen mit höheren Zustimmungswer-

ten zu anti-demokratischen Einstellungen zusammen. 

Regionale Unterschiede sind ebenfalls messbar: Die fünf ostdeutschen 

Bundesländer und das Saarland sowie bevölkerungsärmere Wohnorte 

fallen mit hohen durchschnittlichen Zustimmungswerten auf. Ebenso ge-

ben Befragte, die die wirtschaftliche Lage der Region als unterdurch-
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schnittlich einschätzen und den regionalen Zusammenhalt als gering be-

werten, einen erhöhten Zuspruch zu anti-demokratischen Einstellungen 

an. Auch die soziale Unterstützung im direkten Umfeld oder der Familie 

spielt eine Rolle: Ist sie nicht vorhanden, geht das mit einer signifikant 

häufigeren Zustimmung zu anti-demokratischen Einstellungen einher. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Auswertung des Zusammen-

hangs zwischen Arbeit bzw. Erwerbstätigkeit und anti-demokratischen 

Einstellungen: Markante Zustimmungsunterschiede ergeben sich für den 

Berufsstatus, wie auch weitere Unterschiede nach Vertragsform auffallen. 

Relevant für eine hohe Zustimmung anti-demokratischer Einstellungen ist 

die Einschätzung, bei Jobverlust keine neue gleichwertige Stelle zu fin-

den. Mit Blick auf das Berufsprestige zeigt sich ein linearer Zusammen-

hang mit anti-demokratischen Einstellungen – auch unter Kontrolle weite-

rer sozio-ökonomischer Variablen: je höher das Berufsprestige der Be-

fragten, desto geringer ist die Zustimmung zu anti-demokratischen Ein-

stellungen. 

Das Ausmaß anti-demokratischer Einstellungen unterscheidet sich 

nicht, wenn Befragte mit und ohne Tarifvertrag verglichen und die unter-

schiedliche Zusammensetzung der beiden Gruppen berücksichtigt wird. 

In anderen Worten: wenn Befragte mit und ohne Tarifvertrag mit gleicher 

Bildung und gleichem Einkommen betrachtet werden, zeigen sich keine 

Unterschiede im Ausmaß anti-demokratischer Einstellungen. Unter er-

werbstätigen Gewerkschaftsmitgliedern ist der Zuspruch zu anti-demo-

kratischen Einstellungen minimal kleiner als unter erwerbstätigen Nicht-

Gewerkschaftsmitgliedern. 

Sobald jedoch die bezüglich der Zustimmung zu anti-demokratischen 

Einstellungen eher nachteilige soziodemographische Zusammensetzung 

der Gewerkschaftsmitglieder berücksichtigt wird, zeigen sich signifikante 

Differenzen insofern, als Gewerkschaftsmitglieder beispielsweise bei glei-

chem Bildungsstand in geringerem Ausmaß anti-demokratische Einstel-

lungen zustimmen als Nicht-Gewerkschaftsmitglieder. Diese Differenzen 

treten noch deutlicher hervor, wenn nicht nur die Erwerbstätigen betrach-

tet werden: in der Gesamtbevölkerung Deutschlands über 16 Jahren stim-

men Gewerkschafts-mitglieder signifikant seltener anti-demokratischen 

Einstellungen zu als Nicht-Mitglieder. 

Ein Unterschied im Zustimmungsverhalten zu anti-demokratischen 

Einstellungen lässt sich je nach Ausprägung der konkreten Erwerbsbe-

dingungen aufzeigen: Konkret erlebte Mitbestimmung, Abwechslung in 

der Tätigkeit und Arbeitsplatzsicherheit spielen eine Rolle, da Befragte, 

die dies für ihre Arbeit angeben, geringere Zustimmungswerte aufzeigen. 

Auch eine subjektiv empfundene zu geringe Entlohnung ist mit stärkerer 

Zustimmung zu rechtspopulistischen Einstellungen verknüpft. Zudem zei-
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gen sich signifikante Differenzen zwischen Befragten, die zuletzt während 

der Pandemie Einkommenseinbußen hinnehmen mussten im Vergleich 

zu denen, die keine Einbußen hatten. Befragte ohne Einbußen stimmen 

seltener anti-demokratischen Einstellungen zu als Befragte mit Einbußen. 

Zwei weitere Auswertungsschwerpunkte bezogen sich auf den Zusam-

menhang zwischen Erfahrungen bzw. Einschätzungen mit arbeitsbezo-

gener und gesellschaftlicher Transformation: Die folgenden Ergeb-

nisse zeigen, dass die entscheidende Aufgabe für die Aufrechterhaltung 

einer demokratischen Gesellschaftsordnung in den kommenden Jahren 

darin liegt, Transformationsprozesse sozial so zu gestalten, dass Men-

schen gesellschaftlich integriert bleiben. Arbeit bleibt dabei der Schlüssel, 

um Menschen auf dem Weg in eine veränderte Welt Perspektiven für die 

Gestaltung ihres eigenen Lebens zu geben. 

Zunächst haben wir auf die Digitalisierung als Transformationsthema 

fokussiert: Erwerbstätige, die Digitalisierungserfahrungen in der Arbeit 

gemacht haben und dabei überwiegend Nachteile – und hier insbeson-

dere die Überforderung sowie Kontrolle und Überwachung – wahrneh-

men, stimmen eher anti-demokratischen Einstellungen zu als Befragte, 

die Digitalisierungsvorteile betonen – wie größere Freiheiten und Möglich-

keiten, sich neuen Herausforderungen zu stellen und bessere Arbeitser-

gebnisse zu erzielen. 

Ebenso zeigen sich signifikante Differenzen zwischen Befragten, die 

angeben, dass sie mitentscheiden können, wie neue Technologien in ih-

rer Arbeitsumgebung eingesetzt werden und denen, die dies nicht kön-

nen. Mitbestimmung bei Digitalisierungsprozessen ist somit mit geringe-

ren anti-demokratischen Einstellungen verknüpft. 

In einem weiteren Auswertungsschritt wurden Erwerbstätige hinsicht-

lich der Bewertung ihrer Digitalisierungserfahrungen in sechs Cluster von 

„Sehr Positive“ bis „Negative“ bzw. „Keine Digitalisierung am Arbeitsplatz“ 

eingeteilt. Dabei fällt auf, dass positivere Digitalisierungserfahrungen eng 

mit höheren Bildungsabschlüssen und höheren Einkommen verknüpft 

sind. Besonders deutlich wird letzteres, wenn berücksichtigt wird, dass ein 

Drittel der Befragten, an denen die Digitalisierungsprozesse an der Arbeit 

bisher vorbeigegangen sind, das deutlich geringste Bildungs- und Ein-

kommensniveau aufweisen. 

Diese sechs Gruppen der Digitalisierungseinstellungen unterscheiden 

sich auch im Ausmaß ihrer anti-demokratischen Einstellungen: Insbeson-

dere die Gruppen der „Kritischen“ und „Negativen“ fallen mit überdurch-

schnittlicher Zustimmung zu anti-demokratischen Einstellungen auf. Hin-

gegen sind die beiden Gruppen mit den positivsten Digitalisierungs-ein-

stellungen auch im geringsten Ausmaß anti-demokratischen Einstellun-

gen zugeneigt. Interessant ist zudem, dass auch in der großen Gruppe 
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der Erwerbstätigen, die keine Digitalisierung am Arbeitsplatz berichtet hat, 

überdurchschnittlich häufig anti-demokratische Einstellungen Anklang fin-

den. 

Auch die Klimakrise und der damit einhergehende sozial-ökologi-

sche Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft war Thema in der Erhebung. 

Die Auswertungen zeigen hier ein ausgeprägtes Bewusstsein: Jeweils 

mindestens zwei Drittel aller Befragten sorgen sich über den Klimawan-

del, fordern mehr politische Aktivität gegen den Klimawandel, die stärkere 

staatliche Sanktionierung klimaschädlichen Verhaltens und befürworten 

mehr individuellen Verzicht. 

Mit Blick auf den Zusammenhang mit anti-demokratischen Einstellun-

gen zeigt sich folgendes Bild: Befragte, die sich über den Klimawandel 

sorgen fallen mit geringeren Zustimmungen zu anti-demokratischen Aus-

sagen auf als Befragte, die angeben, dass politisch weniger gegen den 

Klimawandel getan werden sollte und der wirtschaftliche Wohlstand ris-

kiert wird, wenn jetzt alles wegen des Klimawandels auf den Prüfstand 

gestellt wird. 

Interessant sind zudem die Befunde zur Zuversicht und Überwältigung 

bezüglich des Klimawandels, da diese konträr zu sonstigen Zusammen-

hängen von gesellschaftlichen Ängsten und anti-demokratischen Einstel-

lungen liegen: diejenigen, die zuversichtlich sind, den Klimawandel be-

wältigt zu bekommen, teilen ein höheres Ausmaß anti-demokratischer 

Einstellungen als diejenigen, die hier wenig zuversichtlich sind. 

Die erwerbstätig Befragten wurden nach ihrer Priorisierung des Klima-

wandels für die politische Agenda in fünf Gruppen eingeteilt – von „Top 

Prio“ bis „contra sozial-ökologischer Wandel“. Befragten, die dem sozial-

ökologischen Wandel die Top-Priorisierung zuweisen oder eine sehr hohe 

Priorisierung mit Optimismus und wenig Überwältigung verbinden zeigen 

ein geringes Ausmaß anti-demokratischer Einstellung, wobei eine hohe 

Priorisierung der Thematik eher mit vorteilhaften Einkommens- und Bil-

dungssituationen einhergeht. Klar die anti-demokratischsten Einstellun-

gen lassen sich für das Cluster „Contra sozial-ökologischer Wandel“ auf-

zeigen, in dem rund jede:r Vierte ein hohes Ausmaß äußert. Hier zeigt 

sich, dass viele Klimawandel-relativierende Einstellungen eng mit anti-de-

mokratischen Einstellungen verknüpft sind. 

Schließlich wurde auch erfragt, ob der Klimawandel den Arbeitsplatz 

der Befragten bedroht (10 Prozent Zustimmung), ob die eigene Arbeit 

durch den Klimawandel profitiert (7 Prozent) oder ob der Klimawandel 

eher keine Auswirkungen auf die Arbeit hat (81 Prozent). Weiter wurde 

dann je nach Antwort auf obige Frage gefragt, ob dies eher auf die politi-

sche Reaktion auf den Klimawandel oder auf Veränderungen des Klimas 

selbst zurückzuführen ist. Von denen, die angaben, ihre Arbeit profitiere 
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eher durch den Klimawandel, gaben 29 Prozent an, dass dies auf Verän-

derungen des Klimas selbst zurückgeht, während 58 Prozent antworte-

ten, es sei in der politischen Reaktion auf den Klimawandel begründet – 

7 Prozent sagten, beides treffe gleichermaßen zu. Von denen, die anga-

ben, ihre Arbeit sei durch den Klimawandel bedroht, begründeten 29 Pro-

zent dies durch die Veränderung des Klimas selbst und 63 Prozent durch 

die politische Reaktion auf den Klimawandel; 5 Prozent sagten, beides 

treffe gleichermaßen zu. 

Auch diese Einschätzung steht in einem Zusammenhang mit anti-de-

mokratischen Einstellungen – auch wenn dieser aufgrund der geringen 

Fallzahlen hier mit einer gewissen Vorsicht zu betrachten ist. Anti-demo-

kratische Einstellungen werden besonders häufig geteilt, wenn die Arbeit 

durch den Klimawandel bedroht ist und diese Bedrohung durch die politi-

sche Reaktion auf den Klimawandel erklärt wird – zugespitzt formuliert: 

wenn man sich als politisch verursachte:r Verlierer:in der Wandelpro-

zesse wahrnimmt. Hingegen werden sie besonders selten geteilt, wenn 

die Arbeit durch den Klimawandel profitiert und dies ebenfalls in der poli-

tischen Reaktion auf den Klimawandel begründet wird – erneut zugespitzt 

formuliert: wenn man sich also als politisch verursachte:r Gewinner:in der 

Wandelprozesse sieht. 

Dieses Ergebnis zeigt insbesondere, wie bedeutend die konkrete poli-

tische Gestaltung der sozial-ökologischen Transformation für die demo-

kratische Integration der Bürger:innen und damit für die Stabilität der De-

mokratie selbst ist. 
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1. Einleitung 
 

Der Jahreswechsel 2020/2021 war geprägt von der Corona-Pandemie, 

die zu diesem Zeitpunkt in einer zweiten Welle für hohe Infektions- und 

Todeszahlen und einen langwierigen Lockdown sorgte, der den Men-

schen vieles abverlangte. Die ersten Impfungen besonders gefährdeter 

Bevölkerungsgruppen konnten stattfinden, sodass eine berechtigte Hoff-

nung auf ein Ende oder zumindest einer weitgehenden Kontrolle der Pan-

demie in Sicht war. 

Bereits zu diesem Zeitpunkt der Pandemie zeigte sich überdeutlich, 

dass viele Menschen ein erhebliches Misstrauen in demokratische Insti-

tutionen haben. Was sich später im Jahr 2021 durch Impfskepsis und -

verweigerung zu einem gravierenden Hindernis in der Pandemiebewälti-

gung herausstellen sollte, zeigte sich im Jahr 2020 durch wiederkehrende 

Proteste gegen die Corona-Beschränkungen der „Querdenker“-Bewe-

gung, die im August 2020 darin gipfelten, dass mehrere Hundert der ge-

schätzten 40.000 Protestierenden in Berlin euphorisiert bis zum Eingang 

des Reichstages vordrangen und dadurch ein breites Entsetzen in weiten 

Teilen der Politik und Gesellschaft sorgten. Nicht nur befanden sich unter 

den Protestierenden zahlreiche Rechtsextreme, es kam auch vermehrt zu 

antisemitischen Vorfällen und Motiven, die immer wieder als Element der 

in der Bewegung weit verbreiteten Verschwörungsmythen auftraten. 

Auch kommt es auf den Demonstrationen immer wieder zu Verstößen 

gegen die Corona-Maßnahmen und vermehrt zu Gewalt gegen Polizist:in-

nen und Journalist:innen (BKA 2021), sodass die Bewegung mittlerweile 

vom Verfassungsschutz beobachtet wird.1  

Die Corona-Pandemie bringt damit ein beträchtliches Ausmaß an 

Misstrauen in etablierte, demokratische Parteien und weit verbreite Nei-

gungen zu anti-demokratischen Verschwörungsmythen zu Tage und führt 

zu großer Unzufriedenheit und Mobilisierungen von größeren Bevölke-

rungssegmenten (vgl. Lamberty & Rees 2021; Hövermann 2021). Diese 

wurden durch die Pandemie sicherlich besonders sichtbar, sie sind jedoch 

nicht erst durch die Pandemie in Deutschland so weit verbreitet. 

Empirische Studien, wie die Deutsche-Zustände-Reihe (Heitmeyer 

2002, 2011), die Mitte-Studien (zuletzt Zick & Küpper 2021a) oder die 

Leipziger Autoritarismus-Studien (zuletzt Decker & Brähler 2020) weisen 

bereits seit Jahrzehnten darauf hin, dass rechtspopulistische Einstellun-

gen, Verschwörungserzählungen sowie Einstellungen der Gruppenbezo-

 
1 Aufgrund ihrer Heterogenität wird sie beim Verfassungsschutz weder dem Links- noch 

dem Rechtsextremismus, sondern einer neu geschaffenen Kategorie der „demokratie-

feindlichen und sicherheitsgefährdenden Delegitimierungen des Staates“ zugeordnet. 
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genen Menschenfeindlichkeit bis weit in die gesellschaftliche Mitte der Be-

völkerung Verbreitung finden. Die rechtspopulistische und autoritär-natio-

nalradikale Partei AfD ist mittlerweile in allen 16 Landtagen, Bürgerschaf-

ten und Abgeordnetenhäusern der Republik vertreten und erhielt in eini-

gen ostdeutschen Bundesländern sogar rund ein Viertel der Stimmen. Bei 

der Bundestagswahl 2021 konnte sie zudem ohne nennenswerte 

Stimmenverluste mit über 10 Prozent der Stimmen erneut in den Bundes-

tag einziehen. 

Mit der vorliegenden empirischen Studie betrachten wir zum einen, wie 

weit anti-demokratische Einstellungen um den Jahreswechsel 2020/21 

verbreitet sind.2 Als anti-demokratisch bezeichnen wir eng verknüpfte 

rechtspopulistische und menschenfeindliche Einstellungen, da diese 

grundlegenden demokratischen Prinzipien der Gleichheit aller Bevölke-

rungsgruppen widersprechen. 

Zum anderen analysieren wir die Frage, bei wem diese Einstellungen 

besonders häufig Zuspruch finden. Dies betrachten wir zunächst aus der 

Perspektive verschiedener sozialer Lebenslagen. Soziodemographische, 

schichtbezogene und regionale Differenzen werden hier in den Blick ge-

nommen, um die Relevanz verschiedener Sozialisations- und Benachtei-

ligungsfaktoren wie der ökonomischen Unsicherheit wie der Abstiegs-

angst zu erkunden (Hilmer et al. 2017). In vorangegangenen Studien er-

wies sich beispielsweise immer wieder ein niedriger Bildungsstand, ein 

geringes Einkommen, eine Sozialisation in Ostdeutschland oder ein ho-

hes Alter als eng mit rechtspopulistischen und menschenfeindlichen Ein-

stellungen verknüpft (vgl. Küpper et al. 2021) 

Der Hauptschwerpunkt unserer Analysen liegt danach auf der Rolle 

der Arbeit und des Arbeitskontexts für anti-demokratische Einstellungen. 

Zeigen sich hier relevante Differenzen zwischen Berufsgruppen, Erwerbs-

klassen und Erwerbstätigen in verschiedenen Branchen oder zwischen 

Erwerbstätigen mit spezifischen Erwerbsbedingungen? 

Arbeitsbezogene Kontrollverluste und Sorgen um die Gestaltbarkeit 

der eigenen Erwerbsbiografie erwiesen sich bereits in vorherigen Studien 

als relevant für die Sympathie für die AfD (Hilmer et al. 2017). Jüngst 

konnten Kiess und Schmidt (2020) zeigen, dass der Arbeitsplatz ein Ort 

demokratischer Sozialisation sein kann, da sich positive Beteiligungser-

fahrungen in der Arbeitswelt als relevanter Schutzfaktor vor anti-demo-

kratischen und rechtsextremen Einstellungen erwiesen. Vor diesem Hin-

tergrund betrachten wir, inwieweit sich auch in den vorliegenden Daten 

Hinweise darauf finden, dass der Arbeitsplatz ein Ort demokratischer So-

zialisation darstellt. 

 
2 Die Analysen basieren auf dem Forschungsprojekt „Soziale Lebenslagen und demokra-

tische Integration“ der Hans-Böckler-Stiftung mit einer Laufzeit von 2021–2024. 

https://www.boeckler.de/de/suchergebnis-forschungsfoerderungsprojekte-detailseite-2732.htm?projekt=2019-884-8
https://www.boeckler.de/de/suchergebnis-forschungsfoerderungsprojekte-detailseite-2732.htm?projekt=2019-884-8
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Abschließend liegt der Schwerpunkt der Analysen auf den Erfahrungs-

werten und Einstellungen zu den großen Transformationsthemen. Zum 

einen betrachten wir, wie die Digitalisierung der Arbeitswelt erlebt wird 

und wie dies mit anti-demokratischen Einstellungen einhergeht. Zum an-

dern analysieren wir die Einstellungen zum sozial-ökologischen Wandel 

und zur politischen Priorisierung ebenjenes Wandels. Hier ist unter ande-

rem auch anhand der politischen Positionierung rechtspopulistischer Par-

teien gegen größere Transformationsprozesse zu erwarten, dass anti-de-

mokratische Einstellungen häufig mit Einstellungen einhergehen, die im 

Klimawandel ein eher geringes gesellschaftliches Problem sehen, auf das 

nicht mit erhöhter politischer Priorität reagiert werden müsse. Erste Stu-

dien deuteten bereits auf einen solchen Zusammenhang hin (Humpert 

et al. 2021; Reusswig, Küpper & Rump 2021). 

In diesem Arbeitspapier widmen wir uns daher basierend auf bevölke-

rungsrepräsentativen Befragungsdaten der Frage, welchen Einfluss sozi-

ale Lebenslagen, Arbeit und die Verarbeitung von Transformationspro-

zessen für das Äußern anti-demokratischer Einstellungen hat. Dazu stel-

len wir zunächst im nächsten Abschnitt die Daten dar, anhand derer die 

Analysen durchgeführt wurden (Abschnitt 2). 

Anschließend betrachten wir in einem ersten Schritt, wie ausgeprägt 

anti-demokratische Einstellungen in der Gesamtbevölkerung sowie in der 

Erwerbsbevölkerung Zuspruch finden (Abschnitt 3.1). Im dann folgenden 

Abschnitt 3.2 prüfen wir, ob sich soziodemographische oder regionale 

Auffälligkeiten in der Verbreitung auffinden lassen. Anschließend fokus-

sieren wir dann die Arbeit und die Erwerbsbedingungen und analysieren, 

inwieweit diese mit menschenfeindlichen und rechtspopulistischen Ein-

stellungen einhergehen (Abschnitt 3.3). 

Abschließend wird ein besonderer Fokus auf die Verarbeitung von 

Transformationsprozessen wie der Digitalisierung der Arbeitswelt oder 

dem sozial-ökologischen Wandel gelegt (3.4). Die zahlreichen, teilweise 

komplexen Befunde werden dann zunächst noch einmal zusammenge-

fasst und in einem abschließenden Abschnitt (4.) diskutiert. 
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2. Datensatzbeschreibung 
 

Die zugrundeliegenden Daten wurden vom Meinungsforschungsinstitut 

IPSOS in der Zeit vom 4. November 2020 bis 7. Januar 2021 erhoben.3 

Die Erhebung erfolgte in Form von Telefonumfragen (CATI) im Dual-

Frame-Modus, sodass sowohl Festnetz- als auch Mobilfunknummern zu-

fällig angewählt wurden. Die repräsentativ abgebildete Grundgesamtheit 

für die Befragung stellte die deutschsprachige Bevölkerung ab 16 Jahren 

dar, die über mindestens einen Festnetz- oder einen Mobilfunkanschluss 

verfügte. 

Ziel der Stichprobenziehung war es zudem Befragte aus allen 96 

Raumordnungsregionen (ROR) Deutschlands zu berücksichtigen, um in 

einer späteren Projektphase Kontextdaten der Regionen zuspielen zu 

können. Die Interviews innerhalb der Raumordnungsregionen (ROR) wur-

den proportional zu deren Einwohneranzahl durchgeführt. Regionen, in 

denen weniger als 30 Interviews entstanden, wurden geboostet, sodass 

in jeder der RORs mindestens 30 Interviews geführt wurden. 

Zudem sollten Erwerbstätige überproportional erhoben werden, da ein 

Großteil des Fragebogens Arbeitsbedingungen und arbeitsrelevante Ein-

stellungen betraf, der der nicht-arbeitenden Bevölkerung nicht vorgelegt 

wurde. Angepeilt wurde eine Nettostichprobe von 4.000 Befragten; reali-

siert werden konnte eine Stichprobe von 4.116 Interviews. 

Die Stichprobenziehung erfolgte unter systematischen und kontrollier-

ten Bedingungen in einem mehrstufigen, geschichteten Zufallsauswahl-

verfahren nach dem Random-Digit-Dialing-Verfahren.4 Um nach Ab-

schluss der Untersuchung sowohl Aussagen für die gesamte deutsche 

Bevölkerung als auch jede der 96 Raumordnungsregionen treffen zu kön-

nen, erfolgte zunächst eine proportionale Ziehung der Raumordnungsre-

gionen, gefolgt von einer Aufstockung der unterrepräsentierten Regionen 

 
3 Zwölf Fälle wurden etwas später zwischen dem 15. und 18. Januar 2021 nacherhoben, 

um die Abdeckung der Raumordnungsregionen zu gewährleisten. 

4 Dabei bildete die Telefonstichprobendatei der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Markt- 

und Sozialforschungsinstitute e. V. (ADM) den Auswahlrahmen, die veröffentlichte und 

nicht-veröffentlichte Rufnummern enthält. Dazu wurden von der Bundesnetzagentur 

veröffentlichten Daten zu so genannten Blöcken zusammengefasst, innerhalb derer 

die letzten beiden Ziffern zufällig generiert werden. Auf diese Weise gewährleistete der 

ADM-Rahmen, dass sowohl Haushalte mit als auch ohne Eintrag in ein öffentliches 

Telefonverzeichnis in der Stichprobenziehung berücksichtigt wurden. Darüber hinaus 

ist im ADM-System jeder Festnetznummer eine Gemeindekennziffer (GKZ) zugeord-

net, die eine regionale Schichtung ermöglicht. Der Wohnort der Befragungsperson 

wurde dann im Interview verifiziert. Da Mobilnummern keine regionale Kennung ha-

ben, wurden die Telefonnummern ohne Verortung aus dem ADM-Auswahlrahmen zu-

fällig gezogen und erst im Interview den entsprechenden Regionalzellen zugeordnet. 

Die Festlegung der Regionalregionen erfolgte über eine Kombination aus Gemein-

dekennziffern und Postleitzahlen. 
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und schließlich einer disproportionalen Abbildung der Erwerbstätigkeit 

von 70 Prozent. 

Insgesamt eingesetzt wurden 192 Interviewende, die die Befragten 

durch den Fragebogen führten. Dieser wurde im Projektteam der HBS 

entwickelt und war auf eine durchschnittliche Befragungsdauer von 30 Mi-

nuten konzipiert. In einem Pretest an 15 Befragten wurde er vorab getes-

tet und dann nochmals gekürzt, um die durchschnittliche Interviewzeit von 

40 Minuten zu reduzieren. In der Haupterhebung lag diese dann bei 

31 Minuten. Die RR3-Ausschöpfungsquote der Studie liegt bei 4,2 Pro-

zent, wobei es lediglich zu 320 Abbrüchen während der Interviews kam. 

Im Anschluss an die Erhebung wurden die Daten vor ihrer Auswertung 

einer Gewichtung unterzogen.5 Die Notwendigkeit hierfür ergab sich zum 

einen durch die disproportionale Stichprobenziehung. Zum anderen treten 

bei der Erhebung von quantitativen Umfragedaten auch unbeabsichtigte 

Verzerrungen auf, die sich dadurch ergeben, dass nicht alle Personen-

gruppen in Befragungen gleichermaßen zu erreichen sind. Wie bei der 

Festlegung der Quotenmerkmale wurden die Gewichtungsvorgaben für 

Alter, Geschlecht, höchster Schulabschluss und Erwerbstätigkeit aus dem 

Tageszeitungsdatensatz der Arbeitsgemeinschaft Media-Analyse 2019 

gezogen. Die Daten für die Raumordnungsregionen stammen hingegen 

aus der amtlichen Statistik. 

Die folgende Tabelle zeigt, dass die realisierte Stichprobe zwar die Ge-

schlechter relativ adäquat abgebildet hat, jedoch bezüglich des Alters jün-

gere Befragte und bezüglich des Schulabschlusses Befragte mit niedriger 

Bildung deutlich unterrepräsentiert. Dies wird mit den oben erläuterten 

Gewichtungen korrigiert. Zu bedenken ist hier zudem, dass die Spalten 

nicht exakt vergleichbar sind, da die Grundgesamtheit die deutsche Be-

völkerung ab 16 Jahren zeigt, die Nettostichprobe jedoch explizit eine 

Übergewichtung Erwerbstätiger (70 Prozent) vorsah. 

 

 
  

 
5 Als Standardgewichtungsprozedur bei Ipsos gilt die IPF-Wichtung (Iterative Proportio-

nal Fitting nach Deming) aus dem Quantum-Programmpaket. Anhand dieses Gewich-

tungsverfahrens wurde die Ist-Verteilung der Stichprobe sukzessiv an die vorgegebe-

nen Soll-Zahlen der Gewichtungsvariablen angepasst. Dazu wurde für jede Zelle ein 

bestimmter Gewichtungsfaktor berechnet, der über den Quotienten aus Ist- und Soll-

Zahlen gebildet wurde. Diese so berechneten Gewichtungsfaktoren bildeten dann den 

Ausgang für die Anpassung des folgenden Merkmals. Diese Berechnung erfolgte ite-

rativ, bis schließlich alle Variablen an die vorgegebenen Soll-Zahlen angepasst waren. 
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Tabelle 1: Vergleich: Grundgesamtheit und Nettostichprobe nach Alter, 

Geschlecht, Bildung und Erwerbstätigkeit in Prozent 

 

 Grundge-

samtheit  

Nettostich-

probe* 

Alter    

16–29 Jahre  19,0  9,2  

30–49 Jahre  30,1  30,3  

50–64 Jahre  26,7  39,9  

65 Jahre und älter  24,2  20,6  

Geschlecht    

männlich  49,4  50,0  

weiblich  50,8  49,9  

divers  0,0  0,1  

Höchster allgemeiner Schulabschluss    

Niedrig  35,0  15,8  

Mittel  32,4  29,0  

Hoch  32,6  55,2  

Berufstätigkeit der Befragten    

berufstätig  54,0  71,8  

nicht berufstätig  46,0  28,2  

 

Quelle: IPSOS 2021 

Anmerkung: *disproportionaler Ansatz Erwerbstätigkeit 70 %   

 

 

In den Abschnitten 3.1 und 3.2 betrachten wir für die Analysen die Ge-

samtstichprobe (N = 4.116). In den darauffolgenden Abschnitten 3.3 und 

3.4 fokussieren wir dann auf die Erwerbstätigen, sodass wir hier auf eine 

Stichprobengröße von N = 2.956 zurückgreifen können. Mit einem zusätz-

lichen speziellen Gewichtungsfaktor für diese Substichprobe wird auch 

diese Stichprobe an die Erwerbsbevölkerung hinsichtlich der Verteilung 

nach Alter, Geschlecht und höchstem Schulabschluss angepasst und bil-

det diese damit repräsentativ ab. 
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3. Anti-demokratische Einstellungen 
 

Wir untersuchen in diesem Working Paper anti-demokratische Einstellun-

gen, die sich aus rechtspopulistischen und menschenfeindlichen Einstel-

lungen zusammensetzen. Fokussierend auf ein explizit liberales Demo-

kratieverständnis bezeichnen wir die Einstellungen deshalb als anti-de-

mokratisch, da rechtspopulistische oder menschenfeindliche Einstellun-

gen liberal-demokratische Prinzipien der Gleichheit aller Bevölkerungs-

gruppen widersprechen und Bevölkerungsgruppen der Feindseligkeit 

aussetzen, einen anti-demokratischen – da anti-pluralen – „Volks“-Begriff 

zugrunde legen sowie die Schwächung und Aushebelung demokratischer 

Institutionen anstreben. 

Es ist dabei wichtig zu betonen, dass es hier nicht darum geht, das 

gesamte Spektrum potenziell anti-demokratischer Einstellungen zu erfas-

sen, sondern insbesondere rechtsoffene, illiberal-autoritäre Einstellun-

gen. Weniger ein prozedurales Demokratieverständnis, bei dem es etwa 

um Mehrheitsverhältnisse geht oder ein soziales Demokratieverständnis, 

bei dem es um Fragen der Verteilungsgerechtigkeit geht, stehen hier im 

Mittelpunkt als eines, das explizit darauf abzielt, Demokratie und ihre In-

stitutionen auszuhöhlen und zu beschädigen. 

So zeigen sich rechtspopulistische und menschenfeindliche Einstellun-

gen in den Daten auch eng verknüpft mit der Ablehnung der Aussage 

„Demokratie ist die beste Staatsform“ (signifikante negative Korrelation 

von r = –0,34 bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit ≤ 0,1 %), wobei r Werte 

von –1 bis +1 annehmen kann) und der Ablehnung der Aussage, dass 

„die deutsche Demokratie im Großen und Ganzen ganz gut funktioniert“ 

(r = –0,40 bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit ≤ 0,1 %). 

Wie attraktiv die AfD als parlamentarische Option für Befragte ist, die 

diese Einstellungen teilen, zeigen die folgenden Werte: 94 Prozent der 

Befragten, die bei der Sonntagsfrage der Parteiwahl die AfD angeben, 

stimmen den rechtspopulistischen Aussagen im Durchschnitt zu (58 Pro-

zent den Aussagen zur Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit). 

Zudem müssen solch anti-liberal-demokratische Einstellungen nicht 

zwangsläufig mit einem anti-sozialen oder anti-prozeduralen Demokratie-

verständnis im Einklang stehen. So zeigt sich beispielsweise, dass sich 

diejenigen, die rechtspopulistischen und menschenfeindlichen Einstellun-

gen zustimmen, besonders häufig mehr direkte Formen der Demokratie 

wie Volksabstimmungen wünschen. 

Zunächst stellen wir im Folgenden die Konzepte „rechtspopulistische 

Einstellungen“ und „Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ und ihre 

Verbreitung in der Bevölkerung dar. 
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3.1 Verbreitung 
 

3.1.1 Rechtspopulistische Einstellungen 

 

Konzeptionell wird davon ausgegangen, dass rechtspopulistische Einstel-

lungen aus verschiedenen thematischen Dimensionen besteht (vgl. Zick 

& Küpper 2021a). In der vorliegenden Befragung konnten wir davon fol-

gende Dimensionen berücksichtigen: EU-Gegnerschaft, Politiker- und 

Parteienmisstrauen, rechtsgerichteter Autoritarismus sowie Verschwö-

rungsmythen. Abbildung 1 und 2 zeigen die konkreten Aussagen und stel-

len das Antwortverhalten aller Befragten sowie nur der Erwerbstätigen 

dar. 

 

 

Abbildung 1: Antwortverhalten aller Befragten: rechtspopulistische 

Einstellungen (N = 4.116) 
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„besser dran wäre“. Deutlich größer ist die Zustimmung zum Politiker- und 

Parteienmisstrauen. Hier sind es 31 Prozent, die angeben, dass die de-
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dass Politiker die bestehenden Gesetze umgehen, wenn es um ihre eige-

nen Vorteile geht und 43 Prozent geben an, dass Politiker sich mehr 

Rechte herausnehmen als normale Bürger. Den Aussagen stimmen mehr 

Befragte zu als dass sie von ihnen abgelehnt werden. 

Nochmals höher sind die Zustimmungen zu den Aussagen, mit denen 

rechtsgerichteter Autoritarismus erhoben wird. Über die Hälfte aller Be-

fragten (58 Prozent) möchte, dass Verbrechen härter bestraft werden, 

während lediglich 17 Prozent dies ablehnen. Ein härteres Vorgehen ge-

gen „Außenseiter und Unruhestifter“ „um Recht und Ordnung zu bewah-

ren“ wird ebenfalls von deutlich mehr Befragten gefordert, als dass es ab-

gelehnt wird (48 Prozent vs. 22 Prozent). Die Aussagen zu konspirativen 

Verschwörungsmythen erhalten ebenfalls viel Zuspruch: 33 Prozent ge-

ben an, dass es geheime Organisationen gibt, die großen Einfluss auf 

politische Entscheidungen haben und 40 Prozent vertrauen eher ihren 

Gefühlen als „sogenannten Experten“. 

Betrachtet man die Zustimmungshäufigkeit lediglich für die Stichprobe 

der Erwerbstätigen (Abb. 2), so zeigen sich durchgehend etwas geringere 

Zustimmungswerte. 

 
 

Abbildung 2: Antwortverhalten Erwerbstätige: rechtspopulistische 

Einstellungen (N = 2.956) 
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lig sind hier zudem die Rentner:innen mit durchgehend deutlich höherer 

Zustimmung als Erwerbstätige. Besonders eklatant wird dies bei den Aus-

sagen zum rechtsgerichteten Autoritarismus, denen knapp zwei Drittel der 

Rentner:innen zustimmt sowie den Aussagen zu den Verschwörungsmy-

then, die ebenfalls von rund der Hälfte der Rentner:innen geteilt wird. Hier 

spielen sicherlich auch oft bestätigte Alters- und Generationeneffekte eine 

Rolle (z. B. Zick, Mokros & Berghan 2020; Gorodzeisky & Semyonov 

2018; Schotte & Winkler 2018), jedoch erweisen sich die Zustimmungs-

werte der Erwerbstätigen auch im Vergleich zu Nicht-Erwerbstätigen, 

Nicht-Rentner:innen wie Hausmänner/-frauen oder Arbeitssuchenden als 

weitgehend niedriger – mit Ausnahme der Verschwörungsmythen und der 

EU-Gegnerschaft. 

 

 

3.1.2 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 

 

Das Konzept der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (kurz Grup-

penbezogenen Menschfeindlichkeit) erfasst feindselige und abwertende 

Einstellungen gegenüber verschiedenen Gruppen in der Gesellschaft, die 

als schwach, abweichend, fremd oder nicht normal markiert werden (Heit-

meyer 2002). Diesen Gruppen werden also aufgrund von zugewiesenen 

und meist sozial konstruierten Merkmalen Partizipation, Gleichwertigkeit 

und Zugehörigkeit versagt. Von der Markierung als ungleich und als ab-

weichend von der eigenen Gruppe ist der Weg zur Ausgrenzung, Diskri-

minierung und letztlich auch zur Gewalt nicht weit, wie zahlreiche Studien 

mit dem Konzept gezeigt haben (vgl. Heitmeyer 2011; Zick 2021). 

Die Einstellungen der Gruppenbezogenen Menschfeindlichkeit können 

sich offen und subtil, als kognitive Stereotype oder Ressentiments, emo-

tional als Antipathien oder Hass oder aber auch verhaltensleitend in Dis-

kriminierungsabsichten ausdrücken. Es wird vom „Syndrom“ Gruppenbe-

zogene Menschfeindlichkeit gesprochen, da die Feindseligkeit gegenüber 

einer bestimmten Gruppe in der Regel mit hoher Wahrscheinlichkeit mit 

Feindseligkeiten gegen andere Gruppen einhergeht. Die Verbindung der 

verschiedenen Abwertungsfacetten der Gruppenbezogenen Menschen-

feindlichkeit untereinander zeigt sich empirisch dadurch, dass beispiels-

weise Personen mit fremdenfeindlichen Einstellungen auch vermehrt zu 

sexistischen Meinungen oder zu abwertenden Meinungen gegenüber 

Muslimen tendieren (Zick et al. 2008; Zick, Hövermann & Krause 2012). 

Gruppenbezogene Menschfeindlichkeit weist einen gemeinsamen 

Kern auf, der sich als Ideologie der Ungleichwertigkeit beschreiben lässt. 

Diese Behauptung der Ungleichwertigkeit verschiedener Gruppen kann 

als Fundament anti-demokratischer Einstellungen betrachtet werden, da 
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sich diese Ungleichwertigkeit nicht mit dem Grundsatz der Gleichwertig-

keit in Demokratien verträgt. Mit Gruppenbezogener Menschfeindlichkeit 

und der damit verknüpften Ungleichwertigkeit lassen sich zudem unglei-

che gesellschaftliche Hierarchien rechtfertigen. 

Zur Erfassung von Vorurteilen im Sinne des Konzepts der Gruppenbe-

zogenen Menschenfeindlichkeit (Heitmeyer 2002) wurde sich im Folgen-

den auf Vorurteile gegenüber bestimmten Gruppen konzentriert. Erfasst 

wurde in der Studie die Fremdenfeindlichkeit (oder auch Xenophobie), der 

Sexismus, Antisemitismus sowie die Muslimenfeindlichkeit. 

Aus Abbildung 3, die die Aussagen auflistet und das Antwortverhalten 

aller Befragten darstellt, wird deutlich, dass diesen teilweise sehr scharf 

formulierten Aussagen weniger Befragte zustimmen als den Aussagen zu 

rechtspopulistischen Einstellungen. Dennoch sind die Zustimmungswerte 

teilweise erheblich: 20 Prozent aller Befragten findet, dass zu viele Aus-

länder in Deutschland leben – weitere 24 Prozent sagen „teils/teils“. Dass 

Ausländer „wieder in ihre Heimatländer“ zurückgeschickt werden sollten, 

wenn Arbeitsplätze knapp werden, wird immerhin von 9 Prozent bejaht. 

Ähnlich viele Befragte stimmen den sexistischen Aussagen zu, dass 

es für eine Frau wichtiger sein sollte, ihrem Mann bei seiner Karriere zu 

helfen, als selbst Karriere zu machen oder dass Frauen sich wieder mehr 

auf die Rolle der Ehefrau und Mutter besinnen sollten. Bezüglich der se-

xistischen Aussagen ist jedoch die Ablehnung mit rund 80 Prozent deut-

lich größer als noch bei den fremdenfeindlichen Aussagen. 

Der antisemitischen Aussage, dass viele Juden es heute versuchen, 

aus der Vergangenheit des „Dritten Reiches“ ihren Vorteil zu ziehen, stim-

men 10 Prozent zu, während 64 Prozent sie ablehnen. Bei dieser Aus-

sage fällt zudem der relativ hohe Wert (7 Prozent) der Befragten auf, die 

mit „weiß nicht“ antworteten. 

Die Zustimmung zu den Aussagen der Muslimenfeindlichkeit ergibt 

sich wie folgt: 18 Prozent äußern, dass sie sich „durch die vielen Muslime 

hier“ manchmal wie ein „Fremder im eigenen Land“ fühlen – 52 Prozent 

verneinen dies. Schließlich stimmen 7 Prozent der rigorosen Aussage zu, 

dass Muslimen generell die Zuwanderung nach Deutschland untersagt 

werden sollte. 
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Abbildung 3: Antwortverhalten aller Befragten: Gruppenbezogene 

Menschenfeindlichkeit (N = 4.116) 

 

 
 

 

Betrachtet man die Aussagen von Erwerbstätigen (vgl. Abb. 4), zeigen 

sich auch hier durchgehend geringere Zustimmungsraten als für alle Be-

fragten. 
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Abbildung 4: Antwortverhalten Erwerbstätiger: Gruppenbezogene 

Menschenfeindlichkeit (N = 2.956) 
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3.1.3 Anti-demokratische Einstellungen 

 

Für die folgenden Analysen fassen wir rechtspopulistische Einstellungen 

und Gruppenbezogene Menschfeindlichkeit zu einem Index „anti-demo-

kratische Einstellungen“ zusammen, um das kombinierte Antwortverhal-

ten zu all den Aussagen zu erfassen. 

Die Zusammenfassung dieser beiden Elemente ist sowohl empirisch 

als auch theoretisch sinnvoll. Die beiden Konzepte anti-demokratischer 

Einstellungen zeigen sich in den Daten hochgradig positiv korreliert 

(r = 0,60 bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit ≤ 0,1 %), sodass Befragte mit 

rechtspopulistischen Einstellungen auch überdurchschnittlich häufig men-

schenfeindlichen Einstellungen zustimmen. Die Verbreitungsanalysen in 

den vorherigen Abschnitten zeigten aber, dass die Zustimmung zu den 

häufig krasser und offener formulierten menschenfeindlichen Aussagen 

geringer ist als zu den rechtspopulistischen Aussagen. 

Erneut teilen wir die Befragten anhand ihres Antwortverhaltens zu allen 

13 Aussagen der anti-demokratischen Einstellungen in drei Gruppen auf: 

Befragte, die auf den 5-stufigen Skalen mindestens einen Wert von 3,5 

aufweisen, bekommen ein „hohes Ausmaß“ zugewiesen, da sie im Schnitt 

den Aussagen stärker zustimmen als sie ablehnen. Analog bekommen 

Befragte mit Skalenwerten kleiner 2,5 ein „geringes Ausmaß“ zugewie-

sen, da sie die Aussagen im Schnitt eher ablehnen. Befragte mit durch-

schnittlicher Zustimmung zwischen 2,5 und 3,5 äußern ein „mittleres Aus-

maß“.6 

Es ist hier nochmal zu betonen, dass es also nicht um das Antwortver-

halten auf einzelne Aussagen geht: es bedarf einer durchschnittlichen Zu-

stimmung auf alle Aussagen, um ein „hohes Ausmaß“ zugewiesen zu be-

kommen, oder anders formuliert: mit einer einzelnen Zustimmung kann 

man problemlos noch dem „geringen Ausmaß“ zugeordnet werden. 

So ergeben sich folgende Verteilungen (vgl. Abb. 5): Unter allen Be-

fragten teilen 14 Prozent ein hohes Ausmaß anti-demokratische Einstel-

lungen. Weiteren 41 Prozent wird ein mittleres Ausmaß zugewiesen. 

 
6 Hier ist es wichtig zu betonen, dass die Festlegung der Grenzwerte letztlich Definiti-

onssache ist. Man hätte die Grenze mit einer anderen Argumentation bspw. auch bei 

„4“ legen können und geringere Anteile „hohes Ausmaß“ erhalten. Entsprechend ist 

der Anteil der Befragten mit hohem Ausmaß anti-demokratischer Einstellungen maß-

geblich von dieser Definition abhängig. Es erscheint also als weniger sinnvoll und hilf-

reich, nun von 32 Prozent Anti-Demokrat:innen unter den Erwerbstätigen zu sprechen. 

Diese Werte sind deutlich sinnvoller zu interpretieren, wenn die Unterschiede zwischen 

den Gruppen betrachtet werden – wenn also – wie hier geschehen – unter Erwerbstä-

tigen 10 Prozent ein hohes Ausmaß anti-demokratischer Einstellungen teilen und un-

ter Nicht-Erwerbstätigen 20 Prozent. Auf die folgenden Zusammenhangsbefunde hat 

die Grenzwertdefinition jedoch so gut wie keinen Einfluss. 
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Etwas weniger als die Hälfte der Befragten zeigen ein niedriges Ausmaß 

anti-demokratischer Einstellungen. 

Es wird zudem ersichtlich, dass Erwerbstätige in geringerem Maße 

anti-demokratische Einstellungen teilen als Nicht-Erwerbstätige. Der An-

teil der Erwerbstätigen, die ein hohes Ausmaß anti-demokratischer Ein-

stellungen äußern, ist nur halb so groß wie der Anteil der Nicht-Erwerb-

stätigen. Dies geht insbesondere auf die große Differenz Erwerbstätiger 

zu Rentner:innen und Arbeitsuchenden zurück, die mit deutlich erhöhten 

Werten auffallen. Diese Differenzen sind statistisch signifikant7 und deu-

ten darauf hin, dass bereits die reine Integration in den Arbeitsmarkt in 

einem gewissen Maße vor anti-demokratischen Einstellungen schützt. 

Komplexere multivariate Analysen zeigen hier zudem, dass der Unter-

schied zwischen Erwerbstätigen und Nicht-Erwerbstätigen auch dann 

noch bestehen bleibt, wenn der unter Nicht-Erwerbstätigen häufigere 

niedrige formale Bildungsstand berücksichtigt wird. 

 

 
  

 
7 Die Gruppenunterschiede stellen nicht zwangsläufig auch statistisch signifikante Un-

ter-schiede dar. Statistisch signifikante Unterschiede implizieren, dass mit einer hohen 

Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden kann, dass diese Unterschiede nicht 

nur in unserer Stichprobe, sondern auch in der gesamten Bevölkerung Deutschlands 

vorliegen. 

 Ob sich Gruppen in ihren Aussagen signifikant voneinander unterscheiden und damit 

auch mit hoher Wahrscheinlichkeit in der Bevölkerung Deutschlands, zeigen wir nach 

der Konvention hier und im Folgenden anhand von Sternchen: Irrtumswahrscheinlich-

keiten bis zu 5 Prozent werden mit einem * markiert, bis zu 1 Prozent mit ** und bis zu 

0,1 Prozent mit ***. Unterschiede mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von über 5 Pro-

zent gelten im Folgenden als statistisch nicht signifikant („n. s.“). 

 Anhand von Duncan-Tests können wir schließen, bei welchen Gruppen anti-demokra-

tischen Einstellungen signifikant stärker zugestimmt wird als bei anderen Gruppen. Die 

Ergebnisse des Duncan-Tests stehen immer unter den Abbildungen. So bedeutet bei-

spielsweise im Fall des Vergleichs hier die Angabe „Erwerbstätige < Nicht-Erwerbstä-

tige: Nicht-Arbeitsuchende, Hausmann/-frau < Rentner:innen, Arbeitsuchende“, dass 

Erwerbstätige signifikant geringere Zustimmungswerte äußern als Nicht-Erwerbstä-

tige: Nicht-Arbeitsuchende, Hausmann/-frau, welche wiederum signifikant geringere 

Zustimmungswerte äußern als Rentner:innen und Arbeitsuchende. 
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Abbildung 5: Antwortverhalten nach Erwerbstätigkeit 

 

 
 

Signifikanzen: Erwerbstätige < Nicht-Erwerbstätige: Nicht-Arbeitsuchende, 

Hausmann/-frau < Rentner:innen, Arbeitsuchende*** (***: p ≤ 0,001) 
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3.2 Soziale Lebenslagen 
 

3.2.1 Soziodemographische Differenzen 

 

Im nächsten Schritt analysieren wir, wie weit anti-demokratische Einstel-

lungen in verschiedenen demographischen Subpopulationen verbreitet 

sind. Hierzu fokussieren wir das Geschlecht, das Alter, den Schul- und 

Berufsbildungsstand, das Einkommen und ob die Befragten Kinder haben 

(vgl. Abb. 6). 

Bezüglich des Alters äußern die jüngsten Befragten klar das geringste 

Ausmaß anti-demokratischer Einstellungen. Bemerkenswerterweise gilt 

für sieben der acht Subdimensionen, dass diese jüngste Altersgruppe sig-

nifikant niedrigere Werte aufweist als alle anderen Altersgruppen (einzige 

Ausnahme Sexismus, wobei auch hier die Werte der jüngsten unter den 

niedrigsten sind). 

Im Gegensatz dazu – und wie bereits durch die oben erläuterten Rent-

ner:innen-Befunde zu erwarten war – antwortete die älteste Befragten-

gruppe über 65 Jahren klar am stärksten anti-demokratisch. Ihr Antwort-

verhalten liegt signifikant höher als für alle anderen Altersgruppen für den 

rechtsgerichteten Autoritarismus, die Verschwörungsmythen, die Frem-

denfeindlichkeit, den Sexismus und die Muslimenfeindlichkeit. In den Al-

tersgruppen zwischen 30 und 65 Jahren lassen sich jedoch nur ver-

gleichsweise geringe Differenzen aufzeigen. 
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Abbildung 6: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach 

soziodemographischen Faktoren (N = 4.116) 
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Ein uneinheitliches Bild ergibt sich, wenn man die Aussagen von Männern 

und Frauen vergleicht. Das Ausmaß an Gruppenbezogener Menschfeind-

lichkeit ist unter Männern leicht, jedoch signifikant höher, bei der Zustim-

mung zu rechtspopulistischen Einstellungen gibt es kaum Differenzen. 

Betrachtet man die Subdimensionen der Konzepte im Detail, so zeigt 

sich, dass Frauen stärker rechtsgerichteten Autoritarismus sowie Ver-

schwörungsmythen teilen, aber weniger stark dem Politiker-/Parteien-

misstrauen zustimmen. Frauen stimmen zudem den sexistischen und an-

tisemitischen Aussagen seltener zu als Männer. In der Zustimmung zum 

Gesamtindikator anti-demokratische Einstellungen verbleibt dann kein 

signifikanter Unterschied im Antwortverhalten zwischen Männern und 

Frauen. 

Erstaunlich ausgeprägte Differenzen lassen sich zudem bei dem Ver-

gleich der Befragten mit Kind vs. den kinderlosen Befragten aufzeigen. 

Befragte mit Kindern äußern signifikant stärker Gruppenbezogene 

Menschfeindlichkeit sowie rechtspopulistische Einstellungen. Dies gilt 

ausnahmslos für alle acht Subdimensionen. Weitergehende Analysen zei-

gen, dass diese Differenz insbesondere auf hohe Zustimmungswerte un-

ter jungen Eltern zurückzuführen ist. Während junge, kinderlose Befragte 

mit sehr geringer Zustimmung auffallen, ist die Zustimmung unter jungen 

Eltern deutlich erhöht und nur geringfügig geringer als die von älteren Be-

fragten. 

Ebenfalls unterscheidet sich das Ausmaß anti-demokratischer Einstel-

lungen nach dem Schulabschluss der Befragten, insofern als Befragte mit 

Abitur/Fachholschulreife deutlich die geringste Zustimmung und Befragte 

mit Haupt-/Volksschulabschluss die stärkste Zustimmung äußern. Dabei 

zeigt sich der Befund der geringsten Zustimmung für Abiturient:innen für 

alle Subdimensionen – der für die höchste Zustimmung von Befragten mit 

Haupt-/Volksschulabsolvent:innen für sechs der acht Subdimensionen – 

nur bei der EU-Gegnerschaft und dem Politiker-/Parteienmisstrauen lie-

gen ähnlich hohe Werte für Befragte mit mittlerer Reife vor. 

Zudem ist erwähnenswert, dass für keine hier betrachtete demographi-

sche Gruppe solch hohe Zustimmungswerte wie für die Befragten mit 

Haupt-/Volksschulabschluss vorliegen. Beispielsweise stimmen unter 

ihnen mehr als 70 Prozent den Aussagen zum rechtsgerichteten Autori-

tarismus zu, rund ein Drittel von ihnen findet, dass zu viele Ausländer in 

Deutschland leben und fast 30 Prozent von ihnen stimmen der antisemi-

tischen Aussage zu. 

Vergleicht man Befragte ohne Berufsausbildung mit jenen mit Berufs-

ausbildung, so stimmen erstere den anti-demokratischen Einstellungen 

stärker zu. Dies ist darauf zurückzuführen, dass Befragte ohne Berufs-

ausbildung den Aussagen zur Gruppenbezogenen Menschfeindlichkeit 
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stärker zustimmen. Dies gilt insbesondere für die fremdenfeindlichen und 

sexistischen Aussagen, denen Befragte ohne Berufsausbildung teilweise 

mehr als doppelt so häufig zustimmen als Befragte mit Berufsausbildung. 

Für die rechtspopulistischen Aussagen lassen sich hingegen keine signi-

fikanten Differenzen zwischen den beiden Gruppen aufzeigen. 

Deutliche Differenzen zeigen sich im Vergleich der Haushaltsnettoein-

kommensgruppen der Befragten. Hier sind es insbesondere Befragte in 

den niedrigsten Einkommensgruppen, die anti-demokratischen Einstel-

lungen häufiger zustimmen. Die Differenz zwischen den Einkommens-

gruppen ist dabei für die Aussagen zu Gruppenbezogener Menschfeind-

lichkeit noch stärker ausgeprägt als bei den rechtspopulistischen Einstel-

lungen. Einer Mehrzahl der Aussagen zu Gruppenbezogener Mensch-

feindlichkeit stimmen Befragte mit niedrigen Einkommen drei oder vier 

Mal so häufig zu wie Befragte mit hohen Einkommen. Auffällig ist zudem, 

dass in den höheren Einkommensgruppen ab 4.000 Euro monatlichem 

Haushaltsnettoeinkommen die Zustimmungsraten deutlich unter dem Ge-

samtschnitt aller Befragten liegen. 

 

 

3.2.2 Weitere Schicht- und Lebenslagenindikatoren 

 

Betrachten wir weitere Indikatoren der Schicht und der sozialen Lebens-

lage (Abb. 7), lassen sich erneut Differenzen im Ausmaß der anti-demo-

kratischen Einstellungen auffinden. Im Einklang mit den Einkommensbe-

funden zeigt sich bei der subjektiven Schichtzuordnung, dass diejenigen 

Befragten, die sich selbst auf einer zehnstufigen Skala eine eher niedrige 

Schicht zugeordnet haben (1–4) signifikant häufiger anti-demokratische 

Einstellungen teilen als Befragte mit höheren Schichtzuordnungen. 

Gleichzeitig zeigen Befragte, die sich den höchsten Schichtwerten (7–10) 

zugeordnet haben, die signifikant geringste Zustimmung zu rechtspopu-

listischen Einstellungen und Gruppenbezogenen Menschfeindlichkeit. 

 
  



HÖVERMANN, KOHLRAUSCH, VOSS: ANTI-DEMOKRATISCHE EINSTELLUNGEN | 29 

Abbildung 7: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach Lebenslage 

(N = 4.116) 
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heit**; Mobilität***; Zukunft Kinder vergleichbar < Zukunft Kinder besser, 
schlechter***; subjektive Schicht oben < Mitte < unten***; generationale Mobili-
tät: Aufstieg < konstant < Abstieg*** (***: p ≤ 0,001, **: p ≤ 0,01) 
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Als ebenfalls wichtig erscheint der generationale Schichtvergleich. Hier 

haben wir erhoben, wie die Befragten ihre eigene Schicht im Vergleich zu 

der ihrer Eltern einstufen – und zwar verglichen mit der Zeit, in der die 

Eltern selbst Kind waren. Insbesondere diejenigen Befragten, die hier ei-

nen generationalen Abstieg äußern – sich also selbst einer niedrigeren 

Schicht als ihren Eltern zuordnen – stimmen den anti-demokratischen 

Aussagen auffallend häufig zu. 

Interessanterweise sind die Befunde für den zukünftigen generationa-

len Schichtvergleich etwas anders. Hier haben wir die Befragten mit eige-

nen Kindern gefragt, wie sie den zukünftigen Lebensstandard ihrer eige-

nen Kinder einschätzen. Hier äußern diejenigen, die einen ähnlichen Le-

bensstandard für die eigenen Kinder erwarten, das geringste Ausmaß an 

anti-demokratischen Einstellungen. Sowohl Befragte, die glauben, dass 

ihre eigenen Kinder es schlechter haben werden, als auch Befragte, die 

glauben, dass ihre eigenen Kinder es besser haben werden als man 

selbst, fallen hier mit überdurchschnittlichen Zustimmungswerten auf. 

Ersteres mag in fehlender generationaler Aufstiegsperspektive und letz-

teres in gegenwärtiger eigener Benachteiligung begründet sein. 

Deutlich klarer sind die Differenzen, wenn die eigene Abstiegsangst 

betrachtet wird. Hier äußern Befragte, die befürchten, ihren Lebensstan-

dard nicht dauerhaft halten zu können, deutlich häufiger anti-demokrati-

sche Einstellungen als Befragte, die diese Angst nicht teilen. 

Eindeutig sind auch die Differenzen der weiteren Lebenslagenindika-

toren, die Mobilität, Wohn- und Lebenszufriedenheit und Gesundheit er-

fassen, die in bisherigen Studien eher seltener als Prädiktoren anti-demo-

kratischer Einstellungen aufgefallen sind (vgl. Onraet/van Hiel/Dhont 

2013): Befragte, die hier Unzufriedenheit, Beschränkungen oder Mängel 

äußern, stimmen rechtspopulistischen Einstellungen und Gruppenbezo-

gene Menschfeindlichkeit häufiger zu als Befragte, die hier zufrieden sind. 

 

 

3.2.3 Regionale Indikatoren 

 

Auch regionale Faktoren spielen eine Rolle, wie in diesem Abschnitt ge-

zeigt wird. Die Betrachtung der Verbreitung nach Bundesland (Abb. 8) 

zeigt zweierlei. Zum einen fallen die fünf ostdeutschen Bundesländer mit 

hohen durchschnittlichen Zustimmungswerten auf – dies gilt im Übrigen 

sowohl für rechtspopulistische als auch menschenfeindliche Einstellun-

gen. Dieser Befund ist alles andere als neu und zeigt sich bereits seit 

Jahrzehnten immer wieder in Studien. 

Zum anderen zeigen sich in den westdeutschen Bundesländern ledig-

lich für das Saarland und Bremen (jedoch hier bei nur geringen Fallzah-
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len) höhere Zustimmungswerte, die das Niveau der ostdeutschen Bun-

desländer erreichen oder ihnen ähneln. 

 

 

Abbildung 8: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen im Bundesland-

vergleich (N = 4.116) 

 

 
 
Signifikanzen: HH < HE < BW, NRW, RP, B, NS, BY, SH < TH < HB < BRA < MV 
< SACA < SAC < SAAR 

 

Für weitere regionale Indikatoren sind ebenfalls Differenzen vorhanden 

(Abb. 9). Die Ortsgröße der Befragten spielt eine Rolle für das Ausmaß 

anti-demokratischer Einstellungen nach dem Muster: je bevölkerungsrei-

cher der Wohnort, desto geringer die Zustimmung. In Orten mit 2.000 bis 

5.000 Einwohnern ist der Anteil der Befragten, die nur ein niedriges Aus-

maß an Zustimmung angeben, besonders gering. In den noch kleineren 

Orten mit weniger als 5.000 Einwohnern gibt es zwar mehr Befragte, die 

ein geringes Ausmaß äußern, jedoch auch klar den höchsten Anteil an 

Befragten mit hohem Ausmaß rechtspopulistischer und menschenfeindli-

cher Einstellungen. 
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Abbildung 9: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach regionalen 

Faktoren (N = 4.116) 

 

 
 
Signifikanzen: West, Berlin < Ost***; hohe reg. Identifikation < geringe reg. 
Identifikation***; starker Zusammenhalt < durchschnittlicher Zusammenhalt  
< geringer Zusammenhalt***; Ortsgröße ü500.000 < 5.000–500.000 < u2000  
< 2000–5000***; überdurchschnittliche wirtschaftliche Lage < durchschn. wirt-
schaftliche Lage < unterdurchschnittliche wirtschaftliche Lage*** (***: p ≤ 0,001, 
**: p ≤ 0,01) 
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Zudem haben wir die Befragten gebeten, die Region, in der sie leben, 

bezüglich der wirtschaftlichen Lage, des regionalen Zusammenhalts und 

der eigenen Identifikation mit der Region zu bewerten. Hier zeigt sich, 

dass Befragte, die die wirtschaftliche Lage der Region als unterdurch-

schnittlich einschätzen, und vor allem auch Befragte, die den regionalen 

Zusammenhalt als gering bewerten, mit erhöhtem Zuspruch auf. Unter-

durchschnittlich ist das Zustimmungsausmaß bei Befragten, die eine hohe 

regionale Identifikation angeben. 

 

 

3.2.4 Soziale Unterstützung 

 

Als ebenfalls relevant erscheint das Thema der wahrgenommenen sozia-

len Unterstützung der Befragten, der bereits im Kontext der Theorie sozi-

aler Desintegration (Anhut & Heitmeyer 2005) als geringe „emotionale An-

erkennung“ eine der drei Quellen sozialer Anerkennung darstellt und sich 

als eng mit anti-demokratischen Einstellungen verknüpft zeigt: Diejeni-

gen, die angaben, dass sie sich in ihrer unmittelbaren Umgebung, bei 

Problemen oder durch ihre Familie mehr Unterstützung wünschen wür-

den, stimmen signifikant häufiger den rechtspopulistischen Aussagen und 

den Aussagen der Gruppenbezogenen Menschfeindlichkeit zu als Be-

fragte, die hier keinen Mangel erleben (Abb. 10). Ein bedingungsloses Zu-

sammenhalten innerhalb der Familie ist hingegen eher mit höherer Zu-

stimmung zu anti-demokratischen Einstellungen verknüpft. 
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Abbildung 10: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach sozialer 

Unterstützung (N = 4.116) 

 

 
 
Signifikanzen: In meiner Familie halten wir zusammen – komme, was wolle**; 
alle anderen Aussagen*** (***: p ≤ 0,001) 
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sierung“ und „sozial-ökologischer Wandel“ erfasst, die in einem zweiten 

Schritt vorgestellt und ebenfalls in Bezug zu anti-demokratischen Einstel-

lungen gesetzt werden. 

 

 

3.3.1 Berufsgruppen, Erwerbsbedingungen und 
Branchen 

 

Zunächst der Vergleich verschiedener Berufsgruppen und Erwerbssitua-

tionen (Abb. 11): Zwischen Vollzeit- und Teilzeitangestellten lassen sich 

kaum Unterschiede aufzeigen. Ein etwas geringeres Ausmaß an anti-de-

mokratischen Einstellungen zeigt sich für selbstständig/freiberuflich tätige 

Personen sowie für Befragte in Ausbildung/Umschulung. 

 
 

Abbildung 11: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach Formen 

der Erwerbstätigkeit (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 

 

 
 
Signifikanzen: in Ausbildung < angestellt (alle)***; Beamt:innen < Angestellte, 
Freiberufl./Selbst. < Arbeiter:innen***; Leiharb./Zeitarb.***; mit Werkvertrag*** 
(***: p ≤ 0,001) 
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Deutlich markanter sind die Differenzen nach Berufsstatus, da hier Arbei-

ter:innen mit den deutlich höchsten und Beamt:innen mit den deutlich ge-

ringsten Zustimmungswerten auffallen. Die Differenzen zwischen diesen 

beiden Gruppen sind enorm. Schließlich zeigen sich auch für prekär be-

schäftigte Befragte, die per Werkvertrag bei einem Unternehmen einge-

setzt werden oder bei einer Leih-/Zeitarbeitsfirma beschäftigt sind und an 

andere Unternehmen verliehen werden überdurchschnittlich hohe Zustim-

mungswerte.8 

Weitere Indikatoren der objektiven Arbeitsbedingungen haben indes 

weniger Relevanz (Abb. 12). Ob die Befragten in ihrem Beruf Führungs-

verantwortung haben oder nicht oder wie groß der Betrieb ist, in dem sie 

arbeiten, hat keinen Einfluss. Ob die Befragten einen unbefristeten oder 

befristeten Vertrag haben, spielt für das Ausmaß anti-demokratischer Ein-

stellungen ebenfalls eine untergeordnete Rolle: im absoluten Ausmaß 

stimmen sogar Befragte mit unbefristetem Vertrag häufiger zu als Be-

fragte mit befristetem Vertrag. 

Dies geht jedoch auf deutliche Unterschiede in der Zusammensetzung 

der Gruppen „Befristete“ und „Unbefristete“ zurück. Die kleinere Gruppe 

der „Befristeten“ setzt sich stärker aus sehr jungen und sehr alten Erwerb-

stätigen zusammen und hat im Durchschnitt deutlich höhere Bildungsab-

schlüsse aufzuweisen als die „Unbefristeten“. Allein die statistische Kon-

trolle der Bildungsabschlüsse lässt die Differenzen zwischen „Befristeten“ 

und „Unbefristeten“ verschwinden – oder anders formuliert: bei gleichem 

Schulabschluss zeigen sich keine signifikanten Differenzen zwischen Be-

fragten mit und ohne Befristung im Zustimmungsausmaß zu anti-demo-

kratischen Einstellungen. 

Als relevant erscheint indes, wie schwierig es für die Befragten wäre, 

bei Jobverlust eine neue gleichwertige Stelle zu finden. Befragte, die dies 

als schwierig einstufen, stimmen häufiger Gruppenbezogener Menschen-

feindlichkeit und rechtspopulistischen Einstellungen zu als Befragte, die 

dies als eher leicht einstufen würden. 

 
  

 
8 Hier gilt es jedoch zu beachten, dass die Fallzahlen für letztere Gruppe zu klein sind, 

als dass verlässliche Aussagen getätigt werden können. 
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Abbildung 12: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach weiteren 

Erwerbstätigkeitsindikatoren (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 

 

 
 
Signifikanzen: Führungsverantwortung n. s.; befristet < unbefristet**; neuen Job 
finden nicht schwierig < schwierig***; Betriebsgröße n. s.; ohne TV < mit TV***; 
mit BR/PR < ohne BR/PR*** (***: p ≤ 0,001, **: p ≤ 0,01, n. s.: nicht signifikant) 
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Interessenvertretungen im Betrieb gelebte Betriebsdemokratie darstellen 

und die Einstellungen der Belegschaft positiv beeinflussen können. 

Zwar zeigen die Ergebnisse auch, dass Befragte mit Tarifvertrag häu-

figer anti-demokratische Einstellungen teilen als Befragte ohne Tarifver-

trag, jedoch geht dieser Befund auf die unvorteilhafte, da auch sonst stär-

ker benachteiligte Zusammensetzung der Gruppe „Befragte mit Tarifver-

trag“ zurück, die sich häufiger aus Befragten mit niedrigen Einkommen 

und/oder niedrigen Bildungsabschlüssen zusammensetzt. Sobald statis-

tisch für diese Variablen kontrolliert wird, verschwindet der Effekt des Ta-

rifvertrags auf anti-demokratische Einstellungen. In anderen Worten: 

wenn Befragte mit und ohne Tarifvertrag mit gleicher Bildung und glei-

chem Einkommen verglichen werden, zeigen sich keine Unterschiede in 

dem Ausmaß anti-demokratischer Einstellungen. 

Zudem zeigen komplexere Pfadanalysen, dass das Vorhandensein ei-

nes Betriebs-/Personalrats oder eines Tarifvertrags mit besseren Arbeits-

bedingungen assoziiert ist, was wiederum mit geringerer Zustimmung zu 

anti-demokratischen Einstellungen zusammenhängt. Anders gesagt: häu-

fig (jedoch nicht immer) ist das Vorhandensein von Betriebs-/Personalrä-

ten oder Tarifverträgen mit besseren Arbeitsbedingungen verknüpft. In 

diesen Fällen gelingt es dann auch häufig mit demokratischen Betriebs-

kulturen und guten Arbeitsbedingungen, Belegschaften vor anti-demokra-

tischen Einstellungen zu schützen. 

Auch lassen sich Differenzen nach Branche aufzeigen (Abb. 13). Be-

fragte im öffentlichen Dienst, der Medien-, Informations-, Kommunikati-

ons- und Kulturbranche, aber auch der Finanz- und Versicherungsdienst-

leistungsbranche fallen mit unterdurchschnittlicher Zustimmung auf, wäh-

rend Befragte in der Verkehr- und Logistikbranche überdurchschnittlich 

häufig den anti-demokratischen Einstellungen zustimmen.9 

Sobald für die in den Branchen ungleich verteilten demographischen 

und Lebenslagenfaktoren in komplexeren Modellen kontrolliert wird, ver-

bleiben folgende Effekte: Befragte im zuletzt in der Corona-Pandemie 

stark betroffenen Gastgewerbe stimmen stärker rechtspopulistischen Ein-

stellungen zu – nicht jedoch menschenfeindlichen Einstellungen. Für 

Gruppenbezogene Menschfeindlichkeit fallen Befragte in der Medien-, In-

formations-, Kommunikations- und Kulturbranche mit geringerer Zustim-

mung auf – auch unter Berücksichtigung zahlreicher weiterer Lebensla-

genindikatoren. 
  

 
9 Hier ist zu erwähnen, dass für einige weitere Branchen die Fallzahl im Datensatz zu 

klein ist, um verlässliche Aussagen über die Mittelwerte zu tätigen. 
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Abbildung 13: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach Branchen 

(N = 2.956, nur Erwerbstätige, *=kleine Fallzahlen) 

 

 
 
Signifikanzen: MIKK, Fin. u. Ver. < Ges. u. Soz., Handel < sonst. DL, Bau, Prod. 
u. verarb. Gewerbe < Gastgewerbe*** (***: p ≤ 0,001) 
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Abbildung 14: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach weiteren 

Erwerbsbedingungen (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 
 

 
 
Signifikanzen: Einbußen***; Gehalt zu hoch, angemessen < zu niedrig***; si-
cher***; Aufstiegsmöglichkeiten n. s.; Zeitstress n. s.; Hilfe*; abwechslungsreich*; 
Einfluss auf strateg, Entscheidungen*; tägliche Arbeit organisieren***; Identifika-
tion n. s.; Zufriedenheit n. s. (***: p ≤ 0,001, *: p ≤ 0,05, n. s.: nicht signifikant) 

10%

11%

10%

11%

6%

16%

10%

10%

12%

10%

12%

11%

12%

11%

10%

11%

10%

10%

15%

13%

9%

3%

16%

8%

38%

38%

36%

38%

43%

48%

36%

38%

39%

37%

44%

37%

45%

37%

39%

38%

38%

38%

41%

42%

35%

43%

40%

37%

53%

52%

53%

52%

51%

36%

54%

53%

50%

53%

44%

52%

43%

52%

51%

51%

52%

53%

44%

45%

56%

54%

44%

56%

0% 20% 40% 60% 80% 100%

alle Erwerbstätigen (N=2.956)

mit derzeitiger Arbeitstelle zufrieden

nicht mit derzeitiger Arbeitstelle zufrieden

identifiziere mich mit Tätigkeit

identifiziere mich nicht mit Tätigkeit

kann nicht an Arbeitspl. entscheiden...

kann an Arbeitspl. entscheiden, wie ich tägl.
Arbeit organisiere

habe an Arbeitspl. Einfluss auf strat.
Entscheidungen in Betrieb

habe an Arbeitspl. keinen Einfl. …

Arbeit ist abwechslungsreich

Arbeit ist nicht abwechslungsreich

kann Hilfe von Kolleg. bekommen, wenn ich
sie brauche

kann nicht Hilfe von Kolleg. bekommen...

nie genug Zeit…

genug Zeit, um alle Aufgaben an Arbeitsplatz
zu erledigen

Aufstiegsmöglichkeiten sind gut

Aufstiegsmglk. sind nicht gut

Arbeitsplatz ist sicher

Arbeitsplatz ist nicht sicher

derzeitiges Gehalt/Lohn zu niedrig

derzeitiges Gehalt/Lohn angemessen

derzeitiges Gehalt/Lohn zu hoch

mit Pandemie-Einkommenseinbußen

ohne Pandemie-Einkommenseinbußen

Anteil hohes Ausmaß anti-demokratische Einstellungen
Anteil mittleres Ausmaß anti-demokratische Einstellungen
Anteil niedriges Ausmaß anti-demokratische Einstellungen



HÖVERMANN, KOHLRAUSCH, VOSS: ANTI-DEMOKRATISCHE EINSTELLUNGEN | 41 

3.3.2 Erwerbsklassen, Arbeitslogiken und 
Berufsprestige 

 

Im Folgenden werden anhand des Erwerbsklassenschemas von Oesch 

(2006) verschiedene Berufsgruppen in ihrer Zustimmung zu anti-demo-

kratischen Einstellungen unterschieden. Oeschs Schema unterteilt nicht 

nur in vier hierarchische Qualifikationsränge, sondern darüber hinaus 

auch noch in vier horizontale Arbeitslogiken (vgl. Abb. 15). Auf diese Art 

und Weise entstehen 16 Erwerbsklassen, die wir mit den Daten anhand 

der zugewiesenen ISCO-Berufscodierung abbilden können. Für die Ab-

bildung aller 16 Erwerbsklassen sind jedoch einige Klassen nur mit gerin-

gen Fallzahlen unter 100 Befragten gefüllt, sodass es sich anbietet, ein 

reduziertes ebenfalls von Oesch (2006) vorgeschlagenes Acht-Klassen-

Schema zu betrachten, bei dem jedoch in allen acht Klassen über 100 

Befragte vorhanden sind. 

 

Abbildung 15: Schematische Übersicht der 16 Erwerbsklassen mit 

eingetragenen acht reduzierten Klassen 

 

 
 

Quelle: Oesch 2006; eigene Erweiterung der Darstellung 
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Betrachten wir zunächst, inwieweit sich Befragte nach ihrem Qualifikati-

onsrang und ihrer Arbeitslogik im Ausmaß anti-demokratischer Einstellun-

gen unterscheiden, ergibt sich folgendes Bild (Abb. 16): Bei der Unter-

scheidung nach Arbeitslogiken fallen nur geringe Differenzen auf. Einzig 

die Befragten, die der technischen Arbeitslogik zugeordnet werden, fallen 

sowohl mit signifikant stärkerer Zustimmung zu rechtspopulistischen als 

auch menschenfeindlichen Aussagen auf. Deutlich markanter sind die Dif-

ferenzen bezüglich des Qualifikationsrangs: je niedriger dieser ist, desto 

stärker die Zustimmung zu anti-demokratischen Einstellungen. Beson-

ders gering ist demnach die Zustimmung im Qualifikationsrang der Pro-

fessionen. 

 

 

Abbildung 16: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach 

Qualifikationsrang (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 

 

 
 
Signifikanzen: Professionen < Semi-Professionen < Lehrberufe  
< An- u. Ungelernte***; organisatorische, selbstständige, interpersonelle Ar-
beitslogik < technische Arbeitslogik*** (***: p ≤ 0,001) 
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Betrachten wir die acht Erwerbsklassen separat (Abb. 17) fallen die 

Dienstleistungs- sowie die Produktionsarbeiter:innen mit klar der höchs-

ten Zustimmung auf. Hingegen weisen alle vier Klassen der Professionen 

(Sozio-kulturelle und technische Spezialist:innen, sowie Manager:innen 

und traditionelle Bourgeoisie) eindeutig die geringsten Zustimmungswerte 

auf. 

 

 

Abbildung 17: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen in acht 

Erwerbsklassen (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 
 

 
 
Signifikanzen: Traditionelle Bourgeoisie < Technische Spezialist:innen  
< Bürokräfte, Kleingewerbe < Dienstleistungsarbeiter:innen  
< Produktionsarbeiter:innen*** (***: p ≤ 0,001) 

 
 

Abschließend wird in diesem Abschnitt das Berufsprestige betrachtet. 

Hierzu verwenden wir die Treiman-Berufsprestigeskala (Ganzeboom 

& Treiman, 2003; Treiman, 1977) – eine standardisierte berufliche Presti-
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aufgefordert wurden, Berufsbezeichnungen hinsichtlich ihres sozialen An-

sehens zu beurteilen und eine Rangreihe zu bilden. Aus diesen Rangrei-

hen wurde eine Skala zur Messung des Prestiges entwickelt, nach der 
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zugeordnet werden kann. Diese Prestige-Werte haben wir dann nochmal 

in fünf Stufen unterteilt nach sehr niedrigem bis sehr hohen Berufspres-

tige. 

Abbildung 18 zeigt, dass hier weitgehend ein linearer Zusammenhang 

mit anti-demokratischen Einstellungen vorliegt: je höher das Berufspres-

tige der Befragten, desto geringer die Zustimmung. Lediglich Befragte mit 

niedrigem oder sehr niedrigem Berufsprestige unterscheiden sich nicht 

signifikant in ihrem Zustimmungsausmaß. Der Einfluss des Berufspresti-

ges bleibt auch dann noch bestehen, wenn berücksichtigt wird, dass Be-

fragte mit hohem Berufsprestige auch generell vorteilhaftere Lebensla-

gen, also höhere Einkommen und bessere Bildungsabschlüsse aufwei-

sen. 

Somit erweist sich hier der gesellschaftlich zugewiesene Berufsstatus 

als zusätzlich zum individuellen sozioökonomischen Status der Person 

relevant: Wenn Befragte einem Beruf nachgehen, der von der Gesell-

schaft wenig geschätzt wird, ist dies eng mit anti-demokratischen Einstel-

lungen verknüpft. Eine verwehrte gesellschaftliche „positionale Anerken-

nung“ wird bereits im Kontext der Theorie sozialer Desintegration (Anhut 

& Heitmeyer 2005) als einer der drei Anerkennungsquellen genannt, wel-

che sich als zentral für die Ausprägung anti-demokratischer Einstellungen 

erweisen. 

 

 

Abbildung 18: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach 

Berufsprestige (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 
 

 
 
Signifikanzen: sehr hoch < hoch < mittel < niedrig, sehr niedrig*** (***: p ≤ 0,001) 
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3.3.3 Gewerkschaftsmitgliedschaft 

 

Der Zusammenhang zwischen Gewerkschaftsmitgliedschaft und rechts-

extremen oder auch rechtspopulistischen Einstellungen wurde in der Ver-

gangenheit mit der „Spiegelthese“ beschrieben (Stöss 2007), die besagt, 

dass sich in Gewerkschaften politische Einstellungen der Breite der Ge-

sellschaft wiederfinden, sodass auch rechtspopulistische oder gar rechts-

extreme Einstellungen unter Mitgliedern ähnlich verteilt sind wie unter 

Nicht-Mitgliedern. 

Frühere Studien zu rechtspopulistischen Einstellungen bestätigten 

auch meist diesen Befund, indem sie z. B. zeigten, dass sich das Ausmaß 

rechtsextremer Einstellungen (Kiess & Schmidt 2020) oder dem AfD-

Wahlpotenzial (Hilmer et al. 2017) nicht zwischen Gewerkschaftsmitglie-

dern und Nicht-Mitgliedern unterschied. Bezogen auf menschenfeindliche 

Einstellungen zeigte sich zudem teilweise der Befund, dass Befragte, die 

Mitglied in einer Gewerkschaft sind, eher häufiger zu Gruppenbezogener 

Menschfeindlichkeit neigen als Nicht-Gewerkschaftsmitglieder (z. B. Zick, 

Mokros & Berghan 2019). 

Bei den meisten dieser Studien wird jedoch nicht berücksichtigt, dass 

sich Gewerkschaftsmitglieder auch spezifisch zusammensetzen. Dies 

wird auch in unseren Daten deutlich: rund 18 Prozent der befragten Er-

werbstätigen äußerten, dass sie Mitglied in einer Gewerkschaft sind. Ei-

nige Gruppen sind hier aber teilweise deutlich überrepräsentiert (vgl. 

Abb. 19). 
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Abbildung 19: Vergleich Zusammensetzung „Gewerkschaftsmitglieder“ 

vs. Nicht-Gewerkschaftsmitglieder unter Erwerbstätigen 

 

 
 

 

Im Fall der in Abbildung 19 abgetragenen Gruppen handelt es sich, wie 

die bisherigen Analysen gezeigt haben, um Gruppen, die auch sonst eher 

mit höherer Zustimmung zu anti-demokratischen Einstellungen auffallen. 
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eher niedrigeren Schulabschlüssen zusammen. 

Vergleicht man nun die Zustimmung zu anti-demokratischen Einstel-

lungen zwischen Gewerkschaftsmitgliedern und Nicht-Gewerkschaftsmit-

gliedern zeigt sich Folgendes (vgl. Abb. 20): 
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Abbildung 20: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach Gewerk-

schaftsmitgliedschaft (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 

 

 
 
Signifikanzen: Gewerkschaftsmitgliedschaft nicht signifikant 

 

 

Unter Gewerkschaftsmitgliedern ist der Zuspruch zu anti-demokratischen 

Einstellungen minimal kleiner. Diese Differenz erweist sich jedoch als sta-

tistisch nicht signifikant. 

Sobald jedoch die bezüglich der Zustimmung zu anti-demokratischen 

Einstellungen eher nachteilige soziodemographische Zusammensetzung 

der Gewerkschaftsmitglieder berücksichtigt wird, zeigen sich signifikante 

Differenzen insofern, als Gewerkschaftsmitglieder beispielsweise bei glei-

chem Bildungsstand in geringerem Ausmaß anti-demokratische Einstel-

lungen zustimmen als Nicht-Gewerkschaftsmitglieder. Dies gilt sowohl für 

die Zustimmung zu rechtspopulistischen Einstellungen als auch für die 

Zustimmung zu Gruppenbezogener Menschfeindlichkeit. In zusätzlichen 

Analysen zeigt sich dieser Befund zudem genauso für die Wahlpräferenz 

AfD. 

Diese zu bisherigen Studien z. T. abweichenden Befunde sind auch 

vor dem Hintergrund zu sehen, dass hier nur die erwerbstätige Bevölke-

rung berücksichtigt wurde. Betrachten wir daher im Folgenden die ge-

samte Stichprobe (also inklusive der Nicht-Erwerbstätigen), die die Bevöl-

kerung Deutschlands ab 16 Jahren repräsentativ abbildet, so zeigt sich 

Folgendes. 

Zunächst lässt sich sagen, dass der Anteil der Gewerkschaftsmitglie-
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auf 14 Prozent. Bezüglich der Differenzen in der Zusammensetzung zei-

gen sich auch in dieser umfassenderen Stichprobe der Gesamtbevölke-

rung weitestgehend die in Abbildung 19 dargestellten Muster. 

Vergleicht man nun das Ausmaß anti-demokratischer Einstellungen 

nach Gewerkschaftsmitgliedschaft (vgl. Abb. 21) zeigt sich hier eine sta-

tistisch signifikante Differenz, insofern als Gewerkschaftsmitglieder selte-

ner anti-demokratischen Einstellungen zustimmen als Nicht-Mitglieder. 

Dies zeigt sich sowohl für Gruppenbezogene Menschfeindlichkeit als 

auch für rechtspopulistische Einstellungen und wird nur noch verstärkt, 

wenn zusätzlich für die soziodemographische Zusammensetzung in den 

Gruppen kontrolliert wird. 

 

 

Abbildung 211: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach 

Gewerkschaftsmitgliedschaft (N = 4.115, alle Befragten) 

 
 
Signifikanzen: Gewerkschaftsmitglieder < Nicht-Gewerkschaftsmitglieder***  
(***: p ≤ 0,001) 
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schaftsmitglieder und Nicht-Mitglieder mit gleichem Schulabschluss – so 

10%

15%

39%

41%

51%

44%

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Gewerkschaftsmitglieder

Nicht-Gewerkschaftsmitglieder

Anteil hohes Ausmaß anti-demokratische Einstellungen

Anteil mittleres Ausmaß anti-demokratische Einstellungen

Anteil niedriges Ausmaß anti-demokratische Einstellungen



HÖVERMANN, KOHLRAUSCH, VOSS: ANTI-DEMOKRATISCHE EINSTELLUNGEN | 49 

stimmen erwerbstätige Mitglieder signifikant seltener anti-demokratischen 

Einstellungen zu. 

Betrachtet man die Gesamtbevölkerung ist der Befund eindeutiger. 

Hier muss nicht die weiterhin nachteilige Zusammensetzung der Gewerk-

schaftsmitglieder hinzugezogen werden, um Gruppendifferenzen aufzu-

zeigen. Vergleicht man die Gewerkschaftsmitglieder mit den Nicht-Mitglie-

dern in der Bevölkerung, so stimmen die Mitglieder signifikant seltener 

anti-demokratischen Einstellungen zu. 

 

 

3.4 Transformation 
 

Im Folgenden werden nun zwei Themenkomplexe der Transformation fo-

kussiert: zum einen die Digitalisierung und der Einsatz neuer Technolo-

gien am Arbeitsplatz und zum anderen der Klimawandel und der damit 

verbundene sozial-ökologische Wandel der Gesellschaft. Zu beiden The-

menkomplexen wurde die Zustimmung zu einigen Aussagen erhoben. Ob 

und wie nun die Einstellung zu diesen Themen mit anti-demokratischen 

Einstellungen einhergeht, zeigen die folgenden Analysen. 

 

 

3.4.1 Digitalisierung 

 

Die Erwerbstätigen wurden zunächst gefragt, ob in den letzten Jahren an 

ihrer Arbeit „immer häufiger digitale, neue Technologien zum Einsatz ka-

men“. Knapp ein Drittel der Erwerbstätigen verneinte dies und wird im Fol-

genden als Gruppe „keine Digitalisierung am Arbeitsplatz“ aufgeführt. In 

dieser Gruppe ohne berichtete Digitalisierungsprozesse lassen sich auf-

fällig häufig ältere Erwerbstätige auffinden sowie Befragte mit deutlich un-

terdurchschnittlichen Bildungs- und Einkommensniveaus. 

Den weiteren rund 70 Prozent der Erwerbstätigen, die Digitalisierungs-

prozesse am Arbeitsplatz angaben, wurden anschließend sieben Aussa-

gen vorgelegt, in denen positive und negative Aspekte der Digitalisierung 

individuell bewertet werden konnten (siehe Abb. 22). Diese Aspekte um-

fassten eine höhere Produktivität (54 Prozent Zustimmung), geringere 

Anstrengung (30 Prozent), mehr Freiheiten (45 Prozent), mehr Inspiratio-

nen für Herausforderungen (61 Prozent) bei den Vorteilen und größere 

Arbeitsverdichtung (30 Prozent Zustimmung), mehr Überwachung und 

Kontrolle (42 Prozent) und mehr Überforderung (15 Prozent) bei den 

Nachteilen. 
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Abbildung 222: Zustimmungswerte zu Digitalisierungserfahrungen in der 

Arbeit (nur Erwerbstätige mit Digitalisierungserfahrung; N = 2.063) 

 

 
 

Betrachtet man in einem ersten Schritt die einzelnen abgefragten Vor- und 

Nachteile der Digitalisierungsprozesse und ihren Zusammenhang mit 

anti-demokratischen Einstellungen (Abb. 23), zeigt sich, dass Befragte, 

die die Nachteile – und hier insbesondere die Überforderung sowie Kon-

trolle und Überwachung – wahrnehmen, auch eher rechtspopulistischen 

und menschenfeindlichen Einstellungen zustimmen. 

Befragte, die hingegen Digitalisierungsvorteile betonen – und hier ins-

besondere die dadurch entstehenden größeren Freiheiten und Möglich-

keiten, sich neuen Herausforderungen zu stellen und die besseren erziel-

ten Arbeitsergebnisse – stimmen eher selten anti-demokratischen Ein-

stellungen zu. Ebenso zeigen sich signifikante Differenzen zwischen Be-

fragten, die angeben, dass sie mitentscheiden können, wie neue Techno-

logien in ihrer Arbeitsumgebung eingesetzt werden und denen, die dies 

nicht können. Mitbestimmung bei Digitalisierungsprozessen ist somit mit 

geringeren anti-demokratischen Einstellungen verknüpft. 
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Abbildung 23: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach Vor- und 

Nachteilen Digitalisierung (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 

 

 
 
Signifikanzen: mitentscheiden***; leichter erreichbar**; überfordert***;  
inspiriert***; Überwachung u. Kontrolle***; freier entscheiden***; Zeitstress**; 
bessere Ergebnisse***; weniger anstrengend n. s. (***: p ≤ 0,001, **: p ≤ 0,01, 
n. s.: nicht signifikant) 
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Anhand des jeweiligen Antwortverhaltens der Befragten zur Einschätzung 

dieser Vor- und Nachteile konnten die Erwerbstätigen in sechs Gruppen – 

oder Cluster – eingeteilt werden (Abb. 24, Tab. 1).10 Anhand dieser Zu-

ordnung lassen sich bestimmte, besonders verbreitete Einstellungskom-

binationen aus Vor- und Nachteilen identifizieren. 

Von allen Erwerbstätigen lassen sich bezüglich der Digitalisierungs-

prozesse an ihrer Arbeit rund 6 Prozent als „sehr Positive“ einstufen. 

Diese Gruppe sieht sehr große Vorteile in der Digitalisierung und kaum 

Nachteile. In der Gruppe lassen sich überwiegend jüngere, männliche Er-

werbstätige finden sowie Erwerbstätige mit eher hohem Schulabschluss 

und hohem Einkommen. 

Das andere Extrem bildet die Gruppe der „Negativen“, der rund 10 Pro-

zent der Erwerbstätigen aufgrund ihres Antwortverhaltens zugeordnet 

werden. Hier werden kaum Vorteile, dafür aber zahlreiche Nachteile der 

Digitalisierungsprozesse wahrgenommen. Zu nennen ist hier vor allem 

die höhere Kontrolle und Verdichtung der Arbeit, die hier besonders häu-

fig als Nachteile genannt werden. Die Befragten, die hier zugeordnet wer-

den, sind überdurchschnittlich alt, häufig weiblich und haben unterdurch-

schnittliche Bildungs- und Einkommensniveaus. 

Zwei weitere Cluster lassen sich als den Digitalisierungsprozessen 

eher positiv eingestellt bezeichnen: die „Positiven“ (17 Prozent) und die 

„Positiven ohne Freiheitszugewinn“ (13 Prozent). Die Befragten in beiden 

Gruppen nennen kaum Nachteile und sehen dafür aber stärker die Vor-

teile der Digitalisierungsprozesse, jedoch bei weitem nicht so stark aus-

geprägt wie bei den „sehr Positiven“. Hauptunterschied zwischen den bei-

den Gruppen ist – wie die Benennung schon andeutet – dass die „Positi-

ven ohne Freiheitszugewinn“ in nur sehr geringem Ausmaß dem Vorteil 

zugestimmt haben, „immer freier entscheiden zu können, wo und wann 

ich arbeite“. 

Beiden Gruppen werden überdurchschnittlich häufig jüngere Erwerbs-

tätige und Männer zugeordnet sowie Befragte mit eher höheren Einkom-

men. Jedoch werden auch bei der soziodemographischen Besetzung der 

beiden Cluster Unterschiede ersichtlich, insofern als sich die „Positiven“ 

deutlich häufiger aus Befragten mit höheren Bildungsabschlüssen zusam-

mensetzen als die „Positiven ohne Freiheitszugewinn“ (Tab. 1). 

Rund 11 Prozent der Erwerbstätigen werden dem Cluster der „Unbe-

einflussten“ zugeordnet, da sie zwar angaben, dass Digitalisierungs-

 
10 Diese Einteilung erfolgte anhand der statistischen Methode der Clusteranalysen. Da-

bei werden Gruppen/Cluster erstellt, für die Unterschiede innerhalb einer Gruppe mög-

lichst minimal und zwischen den Gruppen möglichst maximal sind. Befragte, die dem-

selben Cluster zugeordnet werden, ähneln sich also in ihrem Antwortverhalten – in 

diesem Fall in ihrer Einschätzung der Vor- und Nachteile der Digitalisierungsprozesse 

an der Arbeit. 
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prozesse an ihrer Arbeit in den letzten Jahren stattgefunden haben, dies 

jedoch offenbar nur in geringem Maße zu Vor- oder Nachteilen für ihre 

Arbeit geführt hat. Hier wurden überdurchschnittlich häufig Ältere und 

Frauen zugeordnet sowie Befragte mit leicht überdurchschnittlichem Ein-

kommen und Bildungsabschlüssen. 

Schließlich ergibt sich ein weiteres Cluster – das der „Kritischen“ 

(5 Prozent), die besonders stark Nachteile der Digitalisierungsprozesse 

äußern. Gleichzeitig nehmen sie jedoch – im Gegensatz zu den Negati-

ven – auch zahlreiche Vorteile wahr. Diese Befragten sind häufig jünger 

und haben ein unterdurchschnittliches Einkommen. 

Auffällig ist hier also bezüglich der soziodemographischen Zuordnung, 

dass zum einen eher Männer positivere Digitalisierungserfahrungen be-

richten. Zum anderen wird deutlich, dass positivere Digitalisierungserfah-

rungen eng mit höheren Bildungsabschlüssen und höheren Einkommen 

verknüpft sind. Besonders deutlich wird letzteres, wenn berücksichtigt 

wird, dass das Drittel der Befragten, an denen die Digitalisierungspro-

zesse an der Arbeit bisher vorbeigegangen sind, das deutlich geringste 

Bildungs- und Einkommensniveau aufweisen. 
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Abbildung 24: Cluster der Digitalisierungserfahrungen (N = 2.956, nur 

Erwerbstätige)11 

 

 
 

 

Tabelle 1: Profile der Digitalisierungscluster (N = 2.956, nur 

Erwerbstätige) 
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Betrachten wir im Folgenden, ob sich die dargestellten Gruppen der Digi-

talisierungseinstellungen auch im Ausmaß ihrer anti-demokratischen Ein-

stellungen unterscheiden, so lassen sich auch hier deutliche Differenzen 

aufzeigen (Abb. 25). Insbesondere die Gruppen der „Kritischen“ und „Ne-

gativen“ fallen mit überdurchschnittlicher Zustimmung zu rechtspopulisti-

schen Einstellungen und Gruppenbezogener Menschfeindlichkeit auf. 

Hingegen sind die beiden Gruppen der positivsten Digitalisierungsein-

stellungen auch im geringsten Ausmaß rechtspopulistischen Einstellun-

gen und Gruppenbezogener Menschfeindlichkeit zugeneigt. Interessant 

ist zudem, dass auch in der großen Gruppe der Erwerbstätigen, die keine 

Digitalisierung am Arbeitsplatz berichtet hat, überdurchschnittlich häufig 

anti-demokratische Einstellungen Anklang finden. 

Die dargestellten Differenzen gehen auch nicht allein auf die je spezi-

fische Zusammensetzung der Cluster zurück, sondern bleiben auch dann 

noch bestehen, wenn die soziodemographischen Zusammensetzungen 

in komplexeren Modellen berücksichtigt werden, sodass hier positive Di-

gitalisierungserfahrungen und -einstellungen am Arbeitsplatz einen ei-

genständigen Effekt auf geringere Zustimmung zu rechtspopulistischen 

und menschenfeindlichen Einstellungen haben. 

 
 

Abbildung 25: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach 

Digitalisierungscluster (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 

 

 
 
Signifikanzen: Positive, sehr Positive < Positive ohne Freiheitszugewinn,  
Unbeeinflusste, Kritische < Negative, keine Digitalisierung*** (***: p ≤ 0,001) 
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Schließlich haben wir zusätzlich ganz generell – unabhängig vom Arbeits-

kontext – die Digitalisierungseinstellung erfragt und den Einfluss der Digi-

talisierung im Alltag bewerten lassen. Ein Großteil der Erwerbstätigen be-

wertet hier die Digitalisierung als etwas Positives (63 Prozent vs. 28 Pro-

zent neutral und 9 Prozent negativ) und gibt an, im Alltag „stark“ oder gar 

„sehr stark“ davon zu profitieren (79 Prozent vs. 18 Prozent „kaum“ und 

3 Prozent „gar nicht“). Über 70 Prozent der Befragten gibt zudem an, dass 

man sich „kaum“ oder „gar nicht“ durch die Digitalisierung im Alltag be-

droht fühlt – 29 Prozent geben jedoch eine „starke“ oder gar „sehr starke“ 

Bedrohung an. 

Diese generellen Digitalisierungseinstellungen sind im Einklang mit 

den vorgestellten Clustern zu den wahrgenommenen Vor- und Nachteilen 

der Digitalisierungsprozesse am Arbeitsplatz (Abb. 25). So zeigt sich, 

dass in den drei Clustern der positiv Eingestellten 70 bis 80 Prozent der 

Befragten auch generell etwas positives mit Digitalisierung verbinden, 

während dieser Wert bei den Negativen lediglich 43 Prozent und bei den 

Befragten ohne Digitalisierung am Arbeitsplatz 48 Prozent beträgt. 

Analog zeigt sich, dass Befragte in Clustern, die mehr Vorteile der Di-

gitalisierung am Arbeitsplatz wahrnehmen, auch häufiger im Alltag gene-

rell von den Möglichkeiten der Digitalisierung profitieren: bei den „sehr 

Positiven“ geben dies 41 Prozent an, während dies bei den „Negativen“ 

und denen, die keine Digitalisierung am Arbeitsplatz erlebten, lediglich 7 

bzw. 3 Prozent angeben. 

Auch hängt die Bedrohungswahrnehmung durch Digitalisierung mit 

den Digitalisierungserfahrungen am Arbeitsplatz zusammen. Je negativer 

hier die Erfahrungen und je stärker Nachteile wahrgenommen werden, 

desto stärker auch die generelle Bedrohungswahrnehmung durch Digita-

lisierung im Alltag. Interessanterweise fallen hier Befragte ohne Digitali-

sierungserfahrungen am Arbeitsplatz ebenfalls mit einer eher geringen 

Bedrohungswahrnehmung auf. Dies ist möglicherweise dadurch zu erklä-

ren, dass hier besonders häufig auch privat eher seltener digitale Ange-

bote genutzt werden und so weniger bedrohliche Berührungspunkte auf-

treten. 
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Abbildung 26: Zustimmungswerte zur generellen Digitalisierungseinstel-

lung (nur Erwerbstätige; N = 2.956) 

 

 
 
Signifikanzen: Bedrohung: Positive, Positive oFzg, sehr Positive, Unbeeinflusste, 
keine Digitalisierung < Negative < Kritische***; Profitieren: keine Digitalisierung  
< Negative, Unbeeinflusste < Positive oFzg, Kritische < sehr Positive***; Generell 
positive Digitalisierungseinstellung: Negative, keine Digitalisierung < Kritische, 
Unbeeinflusste < Positive oFzg, Positive < sehr Positive*** (***: p ≤ 0,001) 
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Abbildung 27: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach 

Digitalisierungsaussagen (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 

 

 
 
Signifikanzen: positiv < neutral < negativ***; profitiere***; bedroht*** 
(***: p ≤ 0,001) 
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ausgerichtet und somit von Deprivation gekennzeichnet sein – einem re-

levanten Treiber rechtspopulistischer Einstellungen. 

 

 

3.4.2 Sozial-ökologischer Wandel 

 

Auch die Thematik des Klimawandels und des damit einhergehenden so-

zial-ökologischen Wandels der Gesellschaft wurde in der Erhebung fo-

kussiert und anhand von elf Aussagen erfasst (Abb. 28). Darunter z. B. 

Fragen, ob man sich über den Klimawandel sorgt (65 Prozent Zustim-

mung), ob das gesellschaftliche Bewusstsein um den Klimawandel groß 

genug ist (13 Prozent), ob politisch mehr gegen den Klimawandel getan 

werden sollte (77 Prozent), ob mehr individueller Verzicht nötig ist 

(77 Prozent), ob klimaschädliches Verhalten staatlich stärker sanktioniert 

werden sollte (68 Prozent) und ob selbst auch auf Klimawandel gesetzt 

werden sollte, wenn dies den wirtschaftlichen Wohlstand riskiert (58 Pro-

zent). 

Zudem umfassten die Aussagen, ob der Klimawandel den sozialen Zu-

sammenhalt gefährdet, wenn nicht mehr gegen ihn unternommen wird 

(61 Prozent Zustimmung) und ob es gerecht wäre, wenn Reichere mehr 

zur Bewältigung der Klimakrise beitragen müssten (58 Prozent). Abschlie-

ßend beinhaltet das Fragenset, ob man zuversichtlich hinsichtlich der Be-

wältigung des Klimawandels ist (19 Prozent) und ob man vom Klimawan-

del und all seinen Folgen oft überwältigt ist (38 Prozent). 
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Abbildung 28: Zustimmungswerte zu Aussagen zum sozial-ökologischen 

Wandel (Erwerbstätige: N = 2.956) 
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Wenn diese einzelnen Aussagen und ihre Zusammenhänge mit anti-de-

mokratischen Einstellungen in einem ersten Analyseschritt betrachtet 

werden (Abb. 29), zeigen sich einige engere Zusammenhänge. Je eher 

geäußert wird, dass politisch weniger gegen den Klimawandel getan wer-

den sollte und je stärker zugestimmt wird, dass wir unseren gesamten 

wirtschaftlichen Wohlstand riskieren, „wenn wir jetzt alles wegen des Kli-

mawandels auf den Prüfstand stellen“, desto eher werden auch rechtspo-

pulistischen und menschenfeindlichen Aussagen zugestimmt. 

Ebenso zeigt sich, dass Befragte, die sich über den Klimawandel sor-

gen, größeren individuellen Verzicht für nötig halten, eine Bedrohung des 

sozialen Zusammenhalts erwarten oder ein nicht ausreichend großes ge-

sellschaftliches Bewusstsein um den Klimawandel beklagen, mit eher ge-

ringeren Zustimmungen zu anti-demokratischen Aussagen auffallen. 

Interessant sind zudem die Befunde zur Zuversicht und Überwältigung 

bezüglich des Klimawandels, da diese konträr zu sonstigen Zusammen-

hängen von gesellschaftlichen Ängsten und anti-demokratischen Einstel-

lungen liegen: diejenigen, die zuversichtlich sind, den Klimawandel be-

wältigt zu bekommen, teilen ein höheres Ausmaß anti-demokratischer 

Einstellungen als diejenigen, die hier wenig zuversichtlich sind. Signifi-

kante Unterschiede zwischen denen, die eine Überwältigung durch den 

Klimawandel äußern und denen, die dies nicht tun, zeigen sich nicht. 
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Abbildung 29: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach 

Zustimmung zu Aussagen zum Klima- und sozial-ökologischen Wandel 

(N = 2.956, nur Erwerbstätige) 
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(***: p ≤ 0,001, **: p ≤ 0,01, n. s.: nicht signifikant) 
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keine Zust.: Klimawandel überwältigt mich oft

Zustimmung: Der Klimawandel mit all seinen Folgen überwältigt
mich oft.

keine Zust.: zuversichtlich, dass wir Klimawandel bewältigt
bekommen

Zustimmung: Ich bin zuversichtlich, dass wir den Klimawandel
bewältigt bekommen.

keine Zust.: gerecht, wenn die, die viel haben, am meisten zur
Bewältigung  Klimakrise beitragen

Zustimmung: Es wäre nur gerecht, wenn die, die viel haben, am
meisten zur Bewältigung der Klimakrise beitragen müssten.

(sehr) große Sorgen über den Klimawandel

keine/geringe Sorgen über den Klimawandel

Anteil hohes Ausmaß anti-demokratische Einstellungen

Anteil mittleres Ausmaß anti-demokratische Einstellungen
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Erneut wurden die Erwerbstätigen anhand ihres Antwortverhaltens Grup-

pen zugeteilt, um das kombinierte Antwortverhalten zu erfassen.12 Hierbei 

ergaben sich folgende fünf Cluster der Einstellungen zum sozial-ökologi-

schen Wandel unter Erwerbstätigen (Abb. 30). In der Abbildung ist einer-

seits die Priorisierung des Klimawandels auf der politischen Agenda ab-

getragen und zum anderen das Ausmaß an Sorge, Überwältigung und 

Zuversicht bzw. Pessimismus, die das Thema sozial-ökologischer Wan-

del bereitet. 

 

 

Abbildung 30: Cluster von Einstellungen zum sozial-ökologischen 

Wandel der Gesellschaft (N = 2.956, nur Erwerbstätige) 

 

 
 

 
  

 
12 Diese Einteilung erfolgte erneut anhand der statistischen Methode der Clusteranalyse, 

bei der Gruppen/Cluster erstellt werden, für die Unterschiede innerhalb einer Gruppe 

möglichst minimal und zwischen den Gruppen möglichst maximal sind. 
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Tabelle 2: Profile der Cluster zum sozial-ökologischen Wandel (N = 2.956, 

nur Erwerbstätige) 

 

 

niedrige 
Prio – 
contra 
söW 

mittlere 
Prio 

hohe 
Prio – 

ängstlich 

hohe 
Prio – opti-

mistisch 
Top Prio 

Alter – ○ ++ – – – – 

Geschlecht (w+, m–) – – ○ ++ ○ + 

Einkommen – + – + + 

Bildung – –  – – ++ ++ 

 

Beschreibung: ++ sehr hohe Ausprägung, ○ mittlere Ausprägung, 

– – sehr niedrige Ausprägung 

 

 

Drei Cluster, der exakt die Hälfte der Erwerbstätigen zugeordnet werden, 

fordern für den sozial-ökologischen Wandel eine sehr hohe politische 

○Priorisierung. Darunter ist eine Gruppe – rund 12 Prozent der Erwerb-

stätigen – die klar durch ihre Antworten zu erkennen gibt, dass wir keine 

Wahl mehr haben, als den sozial-ökologischen Wandel zu unserer Top-

Priorität zu machen. Hier sind die Sorgen über den Klimawandel sehr 

groß, das Gefühl der Überwältigung weit verbreitet, während die Zuver-

sicht, dass der Klimawandel bewältigt werden kann, gering ist. In dieser 

Gruppe finden sich überdurchschnittlich häufig Frauen sowie Erwerbstä-

tige mit höheren Einkommen und überwiegend hohen Bildungsabschlüs-

sen wieder. Sehr häufig vertreten ist hier die jüngste Altersgruppe der 16- 

bis 25-Jährigen, aber auch die 50- bis 65-Jährigen. 

Ebenfalls eine sehr hohe Priorität für den sozial-ökologischen Wandel 

äußert eine zweite Gruppe, der 23 Prozent der Befragten zugeordnet wer-

den, und die mit dem Label „hohe Prio – optimistisch“ versehen wird. Hier 

ist die Sorge über den Klimawandel jedoch nicht so stark ausgeprägt, wie 

in der „Top-Prio“-Gruppe und zudem noch deutlich mehr Zuversicht und 

weniger Überwältigung vorhanden. Dieser Gruppe werden häufig jüngere 

Erwerbstätige zugeordnet sowie Befragte mit überdurchschnittlichem Ein-

kommen und Bildungsstand. 

Eine dritte Gruppe, der rund 15 Prozent der Erwerbstätigen zugeordnet 

werden, weist dem sozial-ökologischen Wandel zwar ebenfalls eine sehr 

hohe Priorität zu, jedoch ist dies verknüpft mit großer Sorge und Überwäl-

tigung und geringer Zuversicht („hohe Prio – pessimistisch“). Anders als 

in der „Top-Prio“-Gruppe wird sich jedoch hier schwerer getan, auch auf 

Kosten des Wirtschaftswachstums auf den Umweltschutz zu setzen und 

es herrscht eine deutlich größere Sorge, dass der wirtschaftliche Wohl-

stand riskiert wird, wenn „jetzt alles wegen des Klimawandels auf den 
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Prüfstand gestellt wird“. Diese Gruppe setzt sich überdurchschnittlich 

häufig aus Frauen und Erwerbstätigen über 50 Jahren sowie aus Befrag-

ten mit eher unterdurchschnittlichen Einkommens- und Bildungsniveaus 

zusammen. 

Die größte Gruppe, der sich mehr als ein Drittel der Erwerbstätigen 

zuordnen lassen, fassen wir unter dem Label „mittlere Prio“ zusammen. 

Die Bedeutung, die dem sozial-ökologischen Wandel in dieser Gruppe 

beigemessen wird, ist ebenfalls nicht gering, jedoch deutlich niedriger als 

in den ersten drei Gruppen. Insbesondere werden hier deutlich seltener 

staatliche Sanktionen bei klimaschädlichem Verhalten gefordert und der 

wirtschaftliche Wohlstand nicht als nachrangig betrachtet. Die Sorge und 

Überwältigung sind eher gering ausgeprägt, während die Zuversicht hoch 

ist. Befragte mit mittleren Einkommen und zwischen 30 und 49 Jahren 

sind hier überdurchschnittlich häufig vertreten. 

Schließlich lassen sich weitere 14 Prozent der Erwerbstätigen anhand 

ihrer Einstellungen zu dem Cluster „niedrige Prio – contra sozial-ökologi-

scher Wandel“ zusammenfassen. In dieser Gruppe wird dem Klimawan-

del eine untergeordnete Rolle beigemessen, und dementsprechend nied-

rig wird der sozial-ökologische Wandel priorisiert. Die Sorgen über den 

Klimawandel sind hier sehr gering genau wie die Überwältigung, während 

die Zuversicht überwiegt. Auffällig häufig sind hier Männer vertreten 

(66 Prozent) sowie Erwerbstätige im mittleren Alter (30–49 Jahre) und mit 

geringem Bildungsstand und unterdurchschnittlichem Einkommen. 

Soziodemographisch lässt sich für die Zuordnung also festhalten, dass 

eine hohe Priorisierung der Thematik eher mit vorteilhaften Einkommens- 

und Bildungssituationen einhergeht. Deutliche generelle Zusammen-

hänge mit dem Geschlecht, wie sie für die Digitalisierungseinstellungen 

auftraten, können hier jedoch nicht gefunden werden. 

In einem nächsten Analyseschritt betrachten wir nun, ob sich die Ein-

stellungscluster zum sozial-ökologischen Wandel auch in ihren anti-de-

mokratischen Einstellungen unterscheiden (Abb. 31). Es zeigt sich, dass 

die Befragten in zwei Clustern klar in geringstem Ausmaß anti-demokra-

tischen Einstellungen zustimmen: die Befragten, die dem sozial-ökologi-

schen Wandel die Top-Priorisierung zuweisen und die Befragten, die eine 

sehr hohe Priorisierung mit weniger Pessimismus und Überwältigung ver-

binden. 

Klar die anti-demokratischsten Einstellungen lassen sich für das Clus-

ter „contra-söW“ aufzeigen, in dem rund jede:r Vierte ein hohes Ausmaß 

äußert. Hier zeigt sich, dass viele Klimawandel-relativierende Einstellun-

gen eng mit rechtspopulistischen und menschenfeindlichen Einstellungen 

verknüpft sind. 
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Abbildung 30: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach Cluster 

zur Einstellung zum Klima- und sozial-ökologischen Wandel (N = 2.956, 

nur Erwerbstätige) 

 

 
 

Signifikanzen: Top Prio, hohe Prio – optimistisch < mittlere Prio < hohe Prio – 
ängstlich < niedrige Prio – contra söW*** (***: p ≤ 0,001) 

 

 

In der Tendenz äußern also Befragte, die sich eine hohe politische Priori-

sierung für den sozial-ökologischen Wandel wünschen, auch eher selte-

ner anti-demokratische Einstellungen. Dass jedoch kein trivialer linearer 

Zusammenhang im Sinne von `je positiver die Einstellungen zum sozial-

ökologischen Wandel, desto seltener werden anti-demokratische Einstel-

lungen geteilt´ vorliegt, wird durch die Gruppe „sehr hohe Prio – ängstlich“ 

deutlich. Hier wird dem sozial-ökologischen Wandel zwar eine hohe Prio-

rität zugewiesen, jedoch verbunden mit damit verknüpften Sorgen um 

wirtschaftlichen Wohlstand. Dieses Cluster äußert statistisch signifikant 

überdurchschnittlich häufig anti-demokratische Einstellungen. 

Diese Differenzen im Ausmaß anti-demokratischer Einstellungen ver-

schwinden jedoch, sobald die spezifische soziodemographische Zusam-

10%

24%

7%

14%

5%

3%

38%

48%

43%

41%

24%

22%

53%

28%

50%

44%

71%

75%

0% 20% 40% 60% 80% 100%

alle Erwerbstätigen
(N=2.956)

niedrige Prio - contra söW

mittlere Prio

hohe Prio - ängstlich

hohe Prio - optimistisch

Top Prio

Anteil hohes Ausmaß anti-demokratische Einstellungen
Anteil mittleres Ausmaß anti-demokratische Einstellungen
Anteil niedriges Ausmaß anti-demokratische Einstellungen



HÖVERMANN, KOHLRAUSCH, VOSS: ANTI-DEMOKRATISCHE EINSTELLUNGEN | 67 

mensetzung dieses Clusters berücksichtigt wird, da es überdurch-schnitt-

lich häufig von älteren und einkommensschwachen Befragten besetzt ist. 

Die Differenzen in den Einstellungen gehen also eher auf die besondere 

anti-demokratische Einstellungen befürwortende Clusterzusammenset-

zung zurück als auf die spezifischen Einstellungen zum sozial-ökologi-

schen Wandel. 

Schließlich wurde zusätzlich erfragt, ob der Klimawandel den Arbeits-

platz der Befragten bedroht (10 Prozent Zustimmung), ob ihre Arbeit 

durch den Klimawandel profitiert (7 Prozent) oder ob der Klimawandel 

eher keine Auswirkungen auf die Arbeit hat (81 Prozent). In einem zwei-

ten Schritt wurde dann je nach Antwort auf obige Frage gefragt, ob dies 

eher auf die politische Reaktion auf den Klimawandel oder auf Verände-

rungen des Klimas selbst zurückzuführen ist. 

Von denen, die angaben, ihre Arbeit profitiere eher durch den Klima-

wandel, gaben 29 Prozent an, dass dies auf Veränderungen des Klimas 

selbst zurückgeht, während 58 Prozent sagten, es ist in der politischen 

Reaktion auf den Klimawandel begründet – 7 Prozent sagten, beides 

treffe gleichermaßen zu. Von denen, die angaben, ihre Arbeit sei durch 

den Klimawandel bedroht, begründeten 29 Prozent dies durch die Verän-

derung des Klimas selbst und 63 Prozent durch die politische Reaktion 

auf den Klimawandel – 5 Prozent sagten, beides treffe gleichermaßen zu. 

Inwieweit der Einfluss des Klimawandels auf die Arbeit mit der Zustim-

mung zu anti-demokratischen Einstellungen einhergeht, wird im abschlie-

ßenden explorativen Analyseschritt ersichtlich (Abb. 32). Aufgrund der Fil-

terführung sind hier leider die Fallzahlen gering, sodass die Befunde weit-

gehend nicht statistisch signifikant sind und daher nur explorativ und mit 

großer Vorsicht zu interpretieren sind. 

Die Befunde deuten jedoch zum einen darauf hin, dass Befragte, die 

angaben, dass der Klimawandel ihre Arbeit bedroht, eher anti-demokrati-

schen – insbesondere menschenfeindlichen – Einstellungen zustimmen. 

Dies gilt vor allem für diejenigen, die diese Bedrohung auf die politische 

Reaktion auf den Klimawandel zurückführen. 

Zum anderen zeigt sich, dass Befragte, deren Arbeit durch den Klima-

wandel profitiert, seltener anti-demokratischen Einstellungen zustimmen. 

Auch hier ist dieser Zusammenhang insbesondere bei denjenigen Befrag-

ten ausgeprägt, die dies auf die politische Reaktion zurückführen. Be-

fragte, die angaben, dass der Klimawandel keine Auswirkungen auf ihre 

Arbeit hat, äußerten ein durchschnittliches Ausmaß an anti-demokrati-

schen Einstellungen. 
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Abbildung 31: Ausmaß anti-demokratische Einstellungen nach Einfluss 

Klima- und sozial-ökologischer Wandel auf eigene Arbeit (N = 2.956, nur 

Erwerbstätige) 

 

 

 
 

Signifikanzen: bedroht wegen: n. s.; profitiere wegen pol. Reaktion < beides trifft 
zu* (*p ≤ 0,05, n. s.: nicht signifikant) 

 

 

Die Analysen zeigen, dass auch die Einstellungen zum und die Bewälti-

gung des sozial-ökologischen Wandels eng mit anti-demokratischen Ein-

stellungen zusammenhängen. Es wurde deutlich, dass insbesondere eine 

abwehrende, das Problem ignorierende Haltung hier mit hohen Werten 

auffällt. Die Einstellungen zum sozial-ökologischen Wandel zeigen hier 
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politischen Reaktion auf den Klimawandel begründet wird – erneut zuge-

spitzt formuliert: wenn man sich also als politisch verursachte:r Gewin-

ner:in der Wandelprozesse sieht. 
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4. Diskussion und Fazit 
 

Das vorliegende Working-Paper zeigt, wie unterschiedlich die Zustim-

mung zu anti-demokratischen Einstellungen in verschiedenen Lebensla-

gen ausfällt. Es fallen sowohl objektive Benachteiligungen wie ein gerin-

ges Einkommen, Pandemie-Einkommenseinbußen, ein generationaler 

Abstieg, ein niedriger Bildungsstand als auch subjektiv empfundene Be-

drohungen wie Abstiegsängste als bedeutend für das Abwenden von de-

mokratischen Prozessen auf. Darüber hinaus zeigen sich auch hier, wie 

in zahlreichen anderen Studien (für eine Übersicht s. Zick & Küpper 

2021b), insbesondere für ostdeutsche Bundesländer erhöhte Werte. 

Neben schlechteren ökonomischen Bedingungen, geringerer Anbin-

dung an Zentrumsregionen und geringeren Intergruppenkontaktmöglich-

keiten werden vor allem auch ein weit verbreitetes Gefühl der relativen 

Deprivation – also der Benachteiligung – sowie einer spezifischen politi-

schen Sozialisation und Aufarbeitung des Nationalsozialismus als Gründe 

für die Differenzen herangezogen. 

Nennenswert ist zudem, dass sich auch erweitere Lebenslagenindika-

toren als eng mit der Zustimmung zu anti-demokratischen Einstellungen 

assoziiert zeigen: dies gilt für schlechte Wohnbedingungen, mangelnde 

Mobilität, schlechter Gesundheitszustand oder aber auch eine generell 

niedrige Lebenszufriedenheit. Benachteiligungen treten häufig in sich ad-

dierenden Ausprägungen auf und äußern sich dann in den Einstellungen 

zur Politik, Demokratie und in abwertenden Einstellungen zu anderen ge-

sellschaftlichen Gruppen. Dieser Befund ist nicht neu (vgl. z. B. Hilmer 

et al. 2017), scheint aber in der Corona-Pandemie deutlich zu Tage zu 

kommen. 

Zudem haben wir uns in diesem Working-Paper mit dem Zusammen-

hang von anti-demokratischen Einstellungen, die sich aus menschen-

feindlichen und rechtpopulistischen Einstellungen zusammensetzen, und 

dem Arbeitskontext befasst. Die forschungsleitende Annahme unserer 

Analyse hier war, dass der Arbeitskontext ein wesentlicher Ort sozialer 

Integration ist. Hier konnten wir generell zeigen, dass die Integration in 

den Arbeitsmarkt an sich bereits einen gewissen Schutz vor anti-demo-

kratischen Einstellungen bietet. Der Arbeitskontext spielt für die subjektive 

und objektive soziale Verortung von Menschen eine große Rolle. Dabei 

geht es einerseits um materielle Sicherheiten, die sich beispielsweise an 

der Höhe des Gehaltes oder der Arbeitsplatzsicherheit festmachen. 

Soziale Integration bedeutet aber nicht nur materielle Sicherheit und 

Anerkennung, sondern auch die Möglichkeit zur Partizipation, also die ei-

gene Tätigkeit bis zu einem gewissen Grad autonom gestalten zu können, 

und im Arbeitskontext sozial integriert zu sein. In der Theorie sozialer 
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Desintegration (Anhut & Heitmeyer 2000) wird betont, dass diese objekti-

ven Dimensionen sozialer Integration auch jeweils eine subjektive Dimen-

sion haben, die als Formen sozialer Anerkennung erlebt werden. So ist 

nicht nur die Höhe des Gehalts von Bedeutung, sondern auch, dass dies 

für die erbrachte Leistung bzw. die Tätigkeit und das Qualifikationsniveau 

im Vergleich zu dem Gehalt anderer Personen als angemessen erlebt 

wird. Im Umkehrschluss bedeutet dies aber eben auch, dass auch Aner-

kennungsverluste im Arbeitskontext erlebt und verarbeitet werden. 

Im Rückgriff auf die Argumentation der Theorie sozialer Desintegra-

tion, die Anerkennungsbedrohungen und Anerkennungsverluste als einen 

bedeutsamen Faktor für die Entstehung rechtspopulistischer Einstel-

lungsmuster ausmacht, konnten wir zeigen, dass die Auswirkungen des 

Klimawandels und der Digitalisierung zu ebensolchen Anerkennungsver-

lusten führen können und dass der Arbeitskontext für das konkrete Erle-

ben und die subjektive Verarbeitung dieser Transformationsprozesse und 

den damit einhergehenden Anerkennungsbedrohungen -und Verlusten 

eine relevante Rolle spielt. 

Viele Menschen erleben bereits heute, dass sich ihre Erwerbsarbeit 

durch die Digitalisierung und den Klimawandel ändert oder sie sogar be-

droht ist. Rund zwei Drittel der erwerbstätigen Befragten gab an, dass sie 

am Arbeitslatz von Digitalisierungsmaßnahmen betroffen sind. Bei 

38 Prozent überwiegen die positiven Erfahrungen, bei 17 Prozent die 

Nachteile und 12 Prozent erleben Vor- und Nachteile als etwa gleichge-

wichtig. 

Im Alltagsempfinden ist die positive Bewertung der Digitalisierung so-

gar noch stärker ausgeprägt: rund 4 von 5 Befragten geben an, auch im 

Alltag von der Digitalisierung zu profitieren, während sich ein knappes 

Drittel im Alltag durch die Digitalisierung bedroht fühlt. Hier zeigt sich, 

dass Digitalisierung als ambivalente Erfahrung wahrgenommen wird, weil 

positive und negative Erfahrungen gleichzeitig stattfinden. 

Im Hinblick auf den Klimawandel gaben zum Zeitpunkt der Befragung 

nur 10 Prozent der Befragten an, dass ihre Arbeit durch den Klimawandel 

bedroht sei, 7 Prozent gingen davon aus, dass ihre Arbeit durch den Kli-

mawandel profitiert und der überwiegende Teil von 80 Prozent der Be-

fragten gaben an, dass der Klimawandel keine Auswirkungen auf ihre Ar-

beit hat. Somit wird die Digitalisierung viel stärker im konkreten Arbeits-

kontext erlebt als der Klimawandel. 

Dennoch zeigt sich, dass der Klimawandel sehr viele Menschen be-

sorgt und sogar überwältigt. Differenzierungen zeigen sich eher bei der 

Frage, inwieweit bei der Bewältigung des Klimawandels auch auf ökono-

mische und soziale Fragen Rücksicht genommen werden sollte. Während 

Erwerbstätige mit eher hohem Einkommen und Bildungsstand häufiger 
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zur Gruppe der Erwerbstätigen gehören, für die die Bekämpfung des Kli-

mawandels „um jeden Preis“ eine hohe Priorität hat, finden sich mittlere 

Einkommensgruppen eher in Clustern, bei denen sich die große Sorge 

um den Klimawandel mit Sorgen um den Wohlstand mischt. Nur ein klei-

ner Teil der Erwerbstätigen (14 Prozent) misst der Bewältigung des Kli-

mawandels eine geringe Priorität bei. 

In zusätzlichen multivariaten Analysen zeigte sich, dass Personen, die 

in der Tendenz positive Erfahrungen mit dem Einsatz digitaler Technolo-

gien am Arbeitsort machen, unabhängig von sozio-demographischen 

Merkmalen seltener zu rechtspopulistischen Einstellungen und zu Grup-

penbezogener Menschenfeindlichkeit neigen. Personen, die den Klima-

wandel nicht als Bedrohung sehen, neigen häufiger zu anti-demokrati-

schen Einstellungen, während Personen, die den Klimawandel als große 

Bedrohung empfinden, gleichzeitig aber auch sehr besorgt sind, dass 

Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels den Wohlstand gefähr-

den könnten, häufiger zu rechtspopulistischen Einstellungen neigen. 

Diese Befunde zeigen, dass die Frage, ob die Digitalisierung oder der 

sozio-ökonomische Wandel als Bedrohung für Wohlstand oder als Berei-

cherung der Ausgestaltung der Erwerbsarbeit empfunden werden, im Zu-

sammenhang mit rechtspopulistischen Einstellungen und Gruppenbezo-

gener Menschenfeindlichkeit stehen. Die Frage, ob Digitalisierungspro-

zesse als Möglichkeit zur Erweiterung individueller Handlungsspielräume 

(wie bei der Digitalisierung) oder als Bedrohung materiellen Wohlstands 

(wie beim Klimawandel) empfunden werden, ist somit für die Erklärung 

anti-demokratischer Einstellungen relevant. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, dass diejenigen, die 

sowohl einerseits im Klimawandel eine große Bedrohung für die Mensch-

heit sehen als auch andererseits in den Maßnahmen dagegen eine große 

Bedrohung für den Wohlstand sehen, häufiger zu rechtspopulistischen 

Einstellungen neigen. Hier zeigt sich die große Bedeutung der Frage, ob 

die politischen Herausforderungen, die mit gesellschaftlichen Transforma-

tionsprozessen einhergehen, gestaltbar sind oder nicht. 

Insbesondere in Zeiten von Veränderungen bleibt es daher eine zent-

rale Aufgabe, Arbeit so zu gestalten, dass sie ein Ort für demokratische 

Integration bleibt bzw. wieder wird. Dafür geht es um mehr als materielle 

Absicherung: Es geht um die demokratische Gestaltung des Arbeitsum-

feldes, um langfristige Sicherheitsperspektiven und um die Anerkennung 

von Leistung und Werten, die Erwerbstätige mit ihrer Arbeit verbinden. 

Die zentrale Aufgabe besteht in den kommenden Jahren deswegen 

darin, Transformationsprozesse sozial so zu gestalten, dass Menschen 

gesellschaftlich integriert bleiben. Arbeit ist und bleibt dabei ein wichtiger 



HÖVERMANN, KOHLRAUSCH, VOSS: ANTI-DEMOKRATISCHE EINSTELLUNGEN | 73 

Schlüssel, um Menschen auf dem Weg in eine veränderte Welt Perspek-

tiven für die Gestaltung ihres eigenen Lebens zu geben. 

Die anstehenden Herausforderungen der Transformation bergen somit 

ein erhebliches weiteres Polarisierungspotenzial in sich. Zum einen droht 

hier, dass sich weitere Gruppen vom demokratischen Diskurs abwenden. 

Zum anderen werden die kaum zu vereinbarenden enormen inhaltlichen 

Differenzen bei den Transformationsthemen immer wieder gesellschaftli-

che Konflikte hervorbringen. Vor dem Hintergrund, dass bereits jetzt anti-

demokratische Einstellungen bis tief in die Mitte der Bevölkerung Verbrei-

tung finden, erscheinen die anstehenden Herausforderungen somit als 

Herkulesaufgabe für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
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